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0. Gegenstand und Ziel der Arbeit

Bis heute reagieren viele evangelische Christen eher ablehnend auf Ordnungen im Allgemeinen. Man beruft sich dabei gern auf die evangelische Freiheit.
 Doch darf nicht vergessen werden, dass „keine menschliche Gemeinschaft auf die Dauer, ohne den Rahmen und die Gestalt durch eine Ordnung zu haben, existieren kann, will sie nicht in einem formlosen Chaos von Individualismus und Subjektivismus untergehen“
. Dieser Gefahr sollen auch Kirchenordnungen vorbeugen: „Eine gute Kirchenordnung ... ist ein Segen.“
 

In der vorliegenden Arbeit werden zwei Kirchenordnungen aus unterschiedlichen Epochen, jedoch beide in der westfälischen Grafschaft Mark verortet, untersucht. Es handelt sich hierbei um die „Clevische und Märckische Kirchenordnung“ der reformierten Gemeinden von 1662 (im Folgenden abgekürzt RKO) und die „Kirchenordnung für die evangelischen Gemeinden der Provinz Westphalen und der Rhein-Provinzen“ von 1835 (im Folgenden abgekürzt RWKO). Zur Einordnung in den Kontext wird jeweils ein allgemeiner historischer Überblick vorangestellt, sowie eine detailliertere Sicht auf die regionale kirchengeschichtliche Situation der Grafschaft Mark selbst (Punkt 1 und 3). Anschließend erfolgt eine ausführliche inhaltliche Analyse der jeweiligen Kirchenordnung (Punkt 2 und 4). Dabei sollen besonders die Beweggründe für den Aufbau, ihr je eigener Inhalt, aber auch einzelne Formulierungen im Vordergrund stehen. Nicht zuletzt spielen dabei immer wieder (kirchen-)geschichtliche und politische Hintergründe, sowie konfessionelle Konstellationen eine Rolle. Münden werden die systematischen Untersuchungen in einem Vergleich beider Kirchenordnungen (Punkt 5), dessen Ergebnisse in einem gesonderten Abschnitt (Punkt 6) noch einmal zusammengefasst werden und die Arbeit abrunden sollen.

1. Die Genese der reformierten Kirchenordnung der Länder Kleve und Mark von 1662

1.1 Ein geschichtlicher Überblick

Als der Große Kurfürst Friedrich Wilhelm I. von Brandenburg (1640-1688) am 20.5. 1662 die synodal-presbyteriale Kirchenordnung für die reformierten Kirchen in der Grafschaft Mark bestätigt, findet damit eine lange Periode der kirchlichen, besonders 

der konfessionellen Auseinandersetzungen ihren vorläufigen Abschluss. In der Mark sind die kirchlichen Verhältnisse stark bestimmt durch den sogenannten Jülich-Klevischen Erbfolgestreit. Schon zu Lebzeiten des letzten Herrschers der Länder Jülich (mit Herzogtum Berg und der Grafschaft Ravensberg) und Kleve (verbunden mit der westfälischen Grafschaft Mark) entbrennt ein verwirrender Streit um dynastische Ansprüche, der die deutsche Politik und nachhaltig auch die Grafschaft Mark stark beeinflusst. Als Herzog Johann Wilhelm (1592-1609) 1609 kinderlos stirbt, erheben sowohl Kurfürst Johann Sigismund von Brandenburg (1572-1619), als auch Pfalzgraf Wolfgang Wilhelm (1578-1653) Anspruch auf das Erbe. Im Dortmunder Vertrag einigen sich die beiden lutherischen Herrscher auf eine Gemeinschaftsregierung. Als aber Wolfgang Wilhelm am 19.7.1613 zum Katholizismus und kurz darauf, am 25.12.1613, Johann Sigismund zum Calvinismus konvertieren, kommt es zum politischen Bruch. In verschiedenen Verträgen
 wird festgelegt, dass der Pfalzgraf die Herzogtümer Jülich und Berg erhält, dem Kurfürsten dagegen werden das Herzogtum Kleve und die Grafschaft Mark zugesprochen. Seit dieser Zeit ist eine zwar ähnliche, aber dennoch nicht gleiche Entwicklung in beiden Herrschaftsgebieten zu beobachten, sowohl in politischer als auch in kirchlicher Hinsicht. Besonders die westfälische Grafschaft Mark weist eine vielfältige kirchengeschichtliche Historie auf. 

Ist die Mark konfessionell gesehen überwiegend lutherisch, haben sich schon vor dem Dreißigjährigen Krieg (1618-1648) einige reformierte Gemeinden gebildet: „Beeinflußt durch hugenottische Exilantengemeinden entsteht ein presbyterial-synodaler, reformierter Kirchenverband, der zunächst die Niederlande und den Niederrhein umfaßt“
, sich aber weiter auf benachbarte Gebiete ausdehnt und sie nachhaltig beeinflusst. Dieser Einfluss wirkt sich auch auf die Grafschaft Mark aus. Als Brandenburg und Neuburg nach dem Tod Herzog Johann Wilhelms die rheinischen Lande übernehmen, finden sie im Gegensatz zu den übrigen Fürstentümern ein evangelisches Kirchenwesen vor, das sich völlig aus sich selbst heraus entwickelt hat. Besonders die reformierte Gemeindebildung ist `von unten herauf´ entstanden, d.h. durch die Gläubigen selbst.
 So stellt die reformierte Kirche (ebenso die lutherische) die finanziellen Mittel zur Erhaltung des Kirchwesens und der Gemeinden bereit und nimmt die Wahl ihrer Pfarrer und die Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten für sich selbst in Anspruch. Dies ist nicht selbstverständlich gewesen. Die reformierte Konfession findet in Deutschland „bis in die Mitte des siebzehnten Jahrhunderts“
 noch keine reichsrechtliche Anerkennung;
 erst der Westfälische Friede von 1648 bringt in dieser Hinsicht eine gleichberechtigte Koexistenz der drei `großen´ Konfessionen mit sich.
 Die Grafschaft Mark ist auch daringehend richtungsweisend. Denn ein wichtiges Ereignis des Erbvertrages von 1609 zwischen den beiden Regenten Johann Sigismund und Wolfgang Wilhelm ist die Anerkennung aller drei Konfessionen. Außer einer gemeinsamen Regierung der Länder Kleve, Jülich, Berg und Mark wird eine „Religionsfreiheit für alle christlichen Religionen, die `in öffentlichem Gebrauch und Übung stehen´, festgesetzt und eine Garantie für Stifte und Klöster gegeben“
. 

Somit wird in der Mark das Ergebnis des Westfälischen Friedens vorweggenommen. Doch erst durch den Großen Kurfürsten Friedrich Wilhelm I. von Brandenburg erfahren die reformierten Gemeinden in der Mark eine größere Akzeptanz und Förderung. Mit seiner konsequent reformierten Kirchenpolitik stärkt der Kurfürst die Reformierten, unterstützt sie durch Kirchenbauten, holt holländische Kolonisten ins Land und sichert ihre Rechte und religiösen Freiheiten.
 In der Mark findet diese Förderung ihren Höhepunkt in der reformierten Kirchenordnung der Länder Kleve und Mark.

1.2 Die märkischen reformierten Gemeinden und ihre Synoden im 17. Jh.

Gemessen an den lutherischen Gemeinden bilden die Reformierten in der Grafschaft Mark nur eine geringe Minorität von etwa 10%.
 Dennoch ist es die reformierte Kir-che, die sich zuerst ein festes Gefüge verschafft und so etwas wie eine Kirchengemeinschaft bzw. Kirchenstruktur aufbaut. Ein Grund dafür mag gerade ihre geringe Zahl an Mitgliedern gewesen sein, und die Polemik, die ihr trotz reichsrechtlicher Anerkennung 

und Schutz seitens des Herrschers immer noch entgegengebracht worden ist.
 In solchen Zeiten sichern eine gute Organisation und Zusammenhalt oftmals das Überleben kleinerer Gemeinschaften, gerade, wenn sie sich über ein größeres Gebiet verteilen. Dennoch liegt der Ursprung des reformierten Gemeinde- und Kirchenaufbaus und letztendlich auch das Zustandekommen der klevisch-märkischen reformierten Kirchenordnung an anderer Stelle. Schon Johannes Calvin (1509-1564) beruft sich in Verfassung und Lehre auf das apostolische Vorbild im Urchristentum. Die Herrschaft einer einzelnen Person in der Kirche verwirft er, ebenso ihren hierarchischen Aufbau, „da Christus als das alleinige Haupt der Kirche die Gemeinden durch die neutestamentlichen Ämter regiere“
. Diese Vorstellung einer kirchlichen Ordnung wirkt vorbildhaft und vermittelt den entstehenden reformierten Gemeinden die Möglichkeit zur Aktivität und Partizipation. So zieht man schon frühzeitig Laien zur Mitarbeit in der kirchlichen Verwaltung heran und setzt Presbyterien und Synoden ein, denen weitgehende Befugnisse eingeräumt werden. Auch die reformierten Gemeinden in der Mark adaptieren diese Grundsätze schon früh, bauen ihre Strukturen von den Gemeindegliedern ausgehend auf und sichern so ihre Unabhängigkeit und konfessionelle Identität. Die Gliederung der reformierten Kirche in Presbyterien, Klassikalkonvente, Provinzial- und Generalsynoden ist zwar nicht einzigartig,
 aber dennoch ein Vorbild. Die presbyterial-synodale Kirche „war im Vollsinn Gemeindekirche“
: Die Gemeinde selbst wählt die Ältesten (Presbyter), welche im Allgemeinen die kirchliche Verwaltung ihrer jeweiligen Gemeinde übernehmen und im Besonderen den Lebenswandel und die Kirchenzucht der Gemeindeglieder und des Pfarrers überwachen. Zudem unterstehen ihnen die Armenfürsorge.
 Inspektoren bzw. Superintendenten (ein abgesandter Pfarrer aus einer der Kreisgemeinden, nur für eine Amtsperiode gewählt) werden zum Vorstand in den Klassen bzw. Kreissynoden bestimmt. Sie unternehmen die Gemeindevisitationen, leiten die Pfarrwahlen und führen die Ordinationen durch.
 Die höchste Instanz mit der Vollmacht, Gesetze zu erlassen und Streitigkeiten zu schlichten, ist die Provinzialsynode mit dem Präses an der Spitze (ebenfalls ein abgesandter Pfarrer aus einer der Provinzialgemeinden, nur für eine Amtsperiode gewählt).
 Die dem gesamten märkisch-reformierten Kirchenaufbau übergeordnete Generalsynode versammelt sich je nach Ermessen, wobei sie aber keine gesetzgebende Funktion hat, sondern sich um die kirchlichen Interna kümmert, unlösbare Probleme der Provinzialsynoden bearbeitet und mit den übrigen Provinzen regen Austausch unterhält.
 Die Synodalverhandlungen spiegeln das Gemeindeleben recht deutlich aufgrund der Protokolle wider, die in jeder Sitzung, vom Presbyterium bis zur Provinzialsynode, angefertigt und untereinander ausgetauscht worden sind.
 

1611 wird eine märkische reformierte Synode aus 15 Gemeinden gebildet, jedoch kommt es erst 1652 zu einem Zusammenschluss von 36 Gemeinden, organisiert in vier Klassen.
 Aus der calvinischen presbyterial-synodalen Kirchenverfassung ensteht eine völlig neue Gemeindestruktur. Diese führt die reformierte Kirche aus den „im Protestantismus allgemein üblichen Staatskirchentum und aus dem landesherrlichen Kirchenregiment“
 hinaus und verursacht einen Bruch mit der herkömmlichen Leitung der Konsistorien. Die presbyterial-synodale Organisation der reformierten Kirche in der Mark mündet abschließend in die Bestätigung der klevisch-märkischen Kirchenordnung von 1662.

2. Die „Clevische und Märckische Kirchen-Ordnung“ der reformierten Gemeinden von 1662 – Aufbau, Inhalt und Analyse

Vorliegende Kirchenordnung wird mit einem Vorwort des regierenden Herrschers Friedrich Wilhelm I. eingeleitet und somit in Kraft gesetzt. Er tut kund, dass ihm „einige Canones, Kirchen-Satzung und Ordnungen aus denen vom Jahr 1568. angefangen, und folgends, sonderlich vom Jahr 1609. continuierten Jährlichen Presbyterialen, Classicalen, Provincialen und Generalen, Synodal-Versamlungen und Synoden und sonsten aufgesetzt ... [und] unterthänigst vorgebracht“
 worden seien und er diese nun „auf Unser gnädigst Gutfinden“
 bestätigen werde.

Die „Clevische und Märckische Kirchen-Ordnung“ der reformierten Gemeinden umfasst 155 Paragrafen und ist in 18 Abschnitte oder „Capita“ (Kapitel) mit je einer eigenen Überschrift unterteilt.
 Grob gegliedert befassen sich die Kapitel 1-3 mit den Anforderungen und Aufgaben des Predigers, Kapitel 4-6 mit weiteren Aufgaben der Gemeinde und den Laien. Kapitel 7-11 enthalten Anweisungen und entsprechende Ordnungen für die jeweiligen kirchlichen Versammlungen wie Presbyterium, sowie Kreis-, Provinzial- und Generalsynoden, während die Kapitel 12-18 die Bestimmungen für die Kasualien und für das praktisch-religiöse Gemeindeleben regeln. 

Einen auffällig breiten Raum nehmen die Bestimmungen für die Prediger ein. Mit einem Umfang von 48 Paragrafen stellen die ersten drei Kapitel immerhin ein Drittel der gesamten Kirchenordnung. In den 48 Paragrafen sind verschiedene Bestimmungen über die Bedienung des Predigtamtes festgesetzt, z.B. über Person und Lebenswandel des Predigers,
 seine Berufung, Wahl, Anstellung und Besoldung in den Gemeinden,
 seine Art zu predigen
 oder Bestimmungen für schwierige Situationen bzw. Ausnahmefälle.
 Doch so einfach bzw. eindeutig lassen sich die einzelnen Verschriften nicht gliedern oder zusammenfassen. Zentral für die Vermittlung des Glaubens ist das 

Predigtamt. Demzufolge findet sich der Themenkomplex über die „Bedienung des Predigt-Amts“ und die Bestimmungen des Pfarrers ganz zu Beginn der Kirchenordnung, daher die Ausführlichkeit der drei Kapitel. Allerdings wird das Amt von der Person des Predigers unterschieden. Der Prediger ist Diener des Amtes, denn das Amt ist von Gott selbst eingesetzt,
 der Prediger ist also Diener Gottes,
 er muss immer bedenken, „was er rede, wo und an wessen statt er rede“
 (nämlich an Stelle Christi). Das Amt hat eine eigene Wertigkeit, denn es liegt nicht am Prediger, das Heil zu wirken, sondern am Heiligen Geist. So soll „zu diesem Amt [auch] niemand, ohne ordentlichem und rechtmässigem Beruf, zugelassen werden“
. An diese Bedingung schließen sich mit § 2 eine ganze Reihe Bestimmungen und Forderungen an den Prediger an. Eng verbunden mit der reformierten Lehre, die der Prediger zu verkündigen hat, ist der persönliche Lebenswandel. In diesem Paragrafen wird das Thema der Kirchenzucht schon einmal vorweggenommen, hier nämlich in Bezug auf den Prediger selbst.
 Auch er ist der strengen Kirchenzucht des reformierten Glaubens unterworfen, soll als gutes und leitendes Beispiel vorangehen und „auch mit dem Leben, die Gemeinde bauen“
. Der Prediger muss mit Lehre und Leben zugleich dem von Gott eingesetzten Amt dienen. Nur so sind m.E. auch die strengen Vorschriften für die Berufung, Wahl und Ordination eines Predigers zu erklären. Kommt ein Prediger direkt von der Universität, soll dieser nicht eher auf die Kanzel gelassen werden, bis er „seine Zeugnisse, rechten Glaubens und guten Lebens, dem Prediger des Orts vorgezeiget hätte, und von demselben dazu tüchtig gehalten würde“
. Ist ein Prediger vorher schon in einer anderen Gemeinde tätig gewesen, „soll er an statt des Examinis, obgemelten Deputatis, Zeugnisse seines ordentlichen Berufs, Lehre und Lebens ... vorweisen“
. Der Prediger als Träger und Diener des von Gott eingesetzten Predigtamtes kann nicht über der Kirchenzucht als solche stehen, er 

ist ihr ebenso unterworfen wie jedes einzelne Gemeindemitglied auch. Bemerkenswert ist, dass kein Prediger „ohne gewisse Gemeine“
 ordiniert und angestellt werden kann. Die Gemeinde ist ihm „als eine Braut anvertraut“
, also gleichwertig gegenübergestellt. Der Pfarrer ist nicht das Oberhaupt der Gemeinde. Zwar hat er die Leitung derselben inne und übt das Wächteramt über sie aus, jedoch wird auch er durch das Presbyterium beaufsichtigt, was Lehre und Leben angeht.
 Zudem steht die Wahl des Predigers der Gemeinde zu, „indem nach Übung der apostolischen Kirche und üblichem Gebrauch in allen reformierten Gemeinden das jus [sic!] eligendi, vocandi und praesentandi der Gemeinde zukomme“
. Jede Gemeinde hat allerdings ihre eigenen Bräuche, wie sie einen Pfarrer berufen bzw. wählen will,
 so unterstehen manche Gemeinden z.B. einem sogenannten Patron, einem Schutzherren. Dass es gerade in solchen Fällen des Öfteren zu Unstimmigkeiten, ja ernsten Auseinandersetzungen zwischen den Wünschen und Vorstellungen des Patrons und der Gemeinde kommen kann, ist sicher leicht vorzustellen.
 Problematisch ist, dass die Kirchenordnung mit den §§ 10-17 hinsichtlich der Predigerwahl nur die „übliche Gewohnheit“
 der Gemeinden sichert, nämlich dass die ganze Gemeinde den Kandidaten hören und anschließend die Wahl durch das Presbyterium erfolgen und durch einen Mehrheitsbeschluss entschieden werden soll. Die Gemeinde kann zwar nicht aktiv in die Wahl eingreifen, hat jedoch die Möglichkeit, „die erwehlte Person an drey Sonntagen nacheinander“
 zu hören und eventuelle Bedenken und Einsprüche geltend zu machen. Bei Unstimmigkeiten wird die nächsthöhere Kircheninstanz, der „Inspector Classis“ oder sogar der Präses der Synode, zur Schlichtung herangezogen. Wo ein Patron die Schutzherrschaft über die Gemeinde innehat, obliegt es ihm, einen Prediger zu berufen, ebenso kann die weltliche Obrigkeit, sprich 

der Landesherr, die Wahl bestätigen oder ablehnen.
 Der vorfindliche Rechtszustand in den jeweiligen Gemeinden wird somit fortgesetzt.

Was ein Prediger an Lehre und Worten auf die Kanzel bringen und den Zuhörern vermitteln darf, nimmt ebenso einen breiten Raum in der Kirchenordnung ein. Detailliert wird der Rahmen für die Ausübung des Predigtamts abgesteckt.
 Mit vielen Formulierungen aus der Bibel
 wird verlangt, dass der Prediger „an Christi statt und mit Ehrerbietung, in Kraft des Geistes, predige, ... und die, so ihn hören, selig gemacht werden“
. Dabei soll er sich „Hochtrabender Worte, unnützer und thörichter Fragen, so nur Zank gebähren, oder die Zuhörer irre machen und verkehren ... sich enthalten“
. Jeder Prediger hat somit eine hohe geistliche Verantwortung. Er muss das rechte Maß zwischen Trösten und Mahnen, Seelsorge und Unterweisung finden – und dies „zu rechter Zeit“
. Als „einige vollkommene Richtschnur der Lehre, Glaubens und Lebens“
 dient in erster Linie „das beschriebene Wort Gottes Alten und Neuen Testaments“
, daneben noch der Heidelberger Katechismus,
 die norma normata der reformierten Kirche. Die Verkündigungsgrundlage ist damit klar vorgegeben, nichts anderes „soll von den Predigern, weder öffentlich noch absonderlich“
 vorgebracht und diskutiert werden. Externe Gründe für diese sowohl konsequente Orthodoxie als auch Orthopraxie mögen vor allem in dem Bedürfnis und der Notwendigkeit nach Abgrenzung von Katholizismus und Luthertum liegen, um konfessionellen Einflüssen zu wehren und das Bestehen des Reformiertentums zu sichern. 

Intern ist aber das Ziel der Kirche die Heiligung ihrer Mitglieder, wobei der Prediger eine Hauptrolle übernimmt. Die Einzelgemeinden müssen beständig danach trachten, wahre Kirche zu sein, das Haus Gottes, das Königreich Christi,
 und dazu gehört und dient die einzig wahre Lehre Gottes und Christi. So auch das Kapitel über die „Censur der Prediger“ (Kapitel 3): Jeder Prediger, also auch die in höheren Ämter stehenden, ist der Zensur unterworfen und unterliegt damit dem Verbot, „verführische verderbliche Lehre“
 einzuführen oder sonst durch „sein ärgerliches Leben“
 aufzufallen. Andernfalls droht ihm die Exkommunikation, und er wird sowohl aus seinem Amt als auch aus der Gemeinde entfernt. Strenge Richtlinien helfen einer noch recht jungen und eben erst anerkannten Religion, noch dazu in einer konfessionel so gemischten Region wie der Grafschaft Mark, zu überdauern und sich strukturell zu festigen.

Folgt der Leser der reformierten Kirchenordnung weiter, gelangt er zu dem Kapitel über die Schulordnung (Kapitel 4)
 und stößt dann auf einige Bestimmungen über die Aufgaben und Funktionen des Laientums. Zentral für die Reformierten ist das Amt des Ältesten. Jede einzelne Gemeinde soll „ihre Eltesten und Vorsteher haben“
, welche mit der „fleissige[n] Aufsicht ... auf die Lehre, Leben und Wandel, beydes der Prediger und Zuhörer“
 beauftragt werden. Auch sie übernehmen das Wächteramt, leisten soziale Dienste in der Gemeinde, insbesondere Besuche, stehen dem Prediger bei einigen Aufgaben zur Seite und bilden mit diesem das Presbyterium.
 Interessant ist, dass nach der Kirchenordnung im Grunde jedes erwachsene Gemeindemitglied wenigstens einmal das Amt des Ältesten innehat: Jährlich scheidet die Hälfte des Presbyteriums aus und wählt dann selbst seine neuen Mitglieder hinein (Kooptationsverfahren). Geht man davon aus, dass gerade die reformierten Gemeinden in dieser Zeit nicht sehr groß sind, leistet jedes Mitglied seinen Beitrag zur Mitarbeit. Man ist seiner Gemeinde den Dienst schuldig. Nur so kann eine lebendige und aktive Kirche entstehen und vor allem Stabilität erlangen. 

Daneben ist die reformierte Kirche ein diakonisch-soziales Gefüge: „durch die guten Werke, die er [sc. der Reformierte] in ihr und für sie thut, wird er seiner Erwählung gewiss; durch die Arbeit an ihr baut er den Gottesstaat auf Erden“
, ein zentrales Ziel des reformierten Glaubens. So ist das kurze sechste Kapitel „Von Diaconen und Armen-Pflegern“ bei weitem nicht unwichtig. Es gibt eine eigene Wahl der Diakone und Almosenpfleger, die sich besonders der christlich-sittlichen Tätigkeit der Armen- und Bedürftigenfürsorge widmen. Die reformierte Kirche ist nicht nur eine gottesdienstliche Gemeinschaft, „sondern überhaupt eine Gemeinschaft des christlichen Lebens und Handelns, ein sozialer Organismus“
. Die Armenpflege ist „eine notwendige, unveräusserliche und unentbehrliche Funktion der Kirche ..., die dadurch, dass es daneben eine bürgerliche Armenpflege gibt, nicht überflüssig gemacht wird“
. Darum ist auch ein eigenes Organ für die Armenpflege in der reformierten Kirchenverfassung verankert.

Mit den Kapiteln 7-11 rückt nun das Herz der refomierten Kirchenverfassung ins Zentrum: die presbyterial-synodalen Kirchenversammlungen. Auf ihnen beruht die Autonomie der Kirchen von Kleve und Mark. Die Kirchenordnung macht „mit dem allgemeinen Priestertum vollen Ernst“
. Den einzelnen Gemeindemitgliedern wird daher eine bedeutende Mittätigkeit eingeräumt, ohne die die Existenz einer lebendigen, reformierten Kirche in diesem Maße nicht möglich gewesen wäre. Es sind insgesamt „viererley Versammlungen“
 festgesetzt: „das Presbyterium oder Kirchen-Raht, die Classis, der Provinzial Synodus, und der General Synodus“
. Aus der Gemeinde geht der Kirchenrat, das Presbyterium, hervor, bestehend aus dem Prediger (gleichsam der Vorsitzende), Ältesten und gegebenenfalls Diakonen, welches sich um die Orthodoxie, Kirchenzucht und die Armenverwaltung kümmert.
 Die Beschlüsse sind bindend und werden in gesonderten Protokollen aufgeführt. Daneben führt das Presbyterium Buch über die kirchlichen Amtsangelegenheiten wie Taufe, Konfirmation, Eheschließungen und Beerdigungen. Die nächsthöhere Kircheninstanz bilden die Klassikalkonvente unter dem Vorsitz des „Inspector Classis“. Ihm stehen gleichberechtigt ein Assessor und Scriba zur Seite (im 17. Jh. sind dies nur Prediger, keine Laien).
 Die Gemeinden einer Klasse schicken jeweils einen Prediger sowie einen Ältesten zum Klassikalkonvent,
 um über den allgemeinen Zustand der Gemeinden zu berichten und über mögliche Förderungen zu beraten. Vier Prediger und zwei Älteste wiederum werden aus dem Versammlungskreis als Vertreter zur Provinzialsynode gesandt. Den Vorsitz führt der Präses, dem auch hier ein Assessor beigeordnet ist. Die Provinzialsynode kümmert sich um die auf den Klassikalkonventen nicht abgehandelten Themen und schlichtet eventuelle Streitigkeiten. Was über die Kompetenzen der Provinzialsynode hinausgeht, soll auf die Tagung der nächsten Generalsynode fallen. Diese versammelt sich je nach Beschluss 

der Provinzialsynode und setzt sich aus jeweils vier Predigern und zwei Ältesten jeder Provinz zusammen.
 Auf ihr wird interessanterweise die Kirchenordnung anstatt der „Acta Generalis“ verlesen, d.h. die Generalsynode ist nicht an ihre vorherigen Beschlüsse gebunden.
 Sowohl die Provinzialsynode als auch Generalsynode entscheiden über Fragen des Kultus.
 Die kirchlichen Gremien treffen sich auf eigene Initiative, wobei die Kirchenordnung die Frequenz der Sitzungen festlegt: Presbyterien alle „vierzehn Tage[ ]“
, Klassikalkonvente „jährlich ein- oder zweymahl“
, Provinzialsynoden „jährlich einmahl“
 und Generalsynoden „alle drey Jahr einmahl, wie gewöhnlich zu rechter Zeit“
. Alle Sitzungen werden mit einem Gebet eröffnet und auch geschlossen,
 die Teilnahme der Abgesandten ist – bis auf Ausnahmen mit guter Begründung – Pflicht. Jede Versammlung hat ihr eigenes Protokollbuch, die Protokolle der Klassikal- und Synodalverhandlungen „sollen in jedem Consistorio vorgebracht, vorgelesen, und in ein absonderlich Buch geschrieben werden“
, desgleichen bewahren die Präsides der Synoden alle Protokollbücher der jeweiligen Presbyterien, Klassen und Synoden auf. 

Die presbyterial-synodale Verfassung macht deutlich, dass die Kirche ihre Interna selbst klärt und sich von ihren Gemeinden her aufbaut und `nach oben´ strukturiert. Doch an dieser Stelle muss erwähnt sein, dass die Autonomie der reformierten Gemeinden nicht so weitreichend greift, wie sie es sich wünschen, und ihre Leitungsfunktionen sind in einigen Punkten eingeschränkt. Der Landesherr hat mit einer staatlichen Redaktion in die Kirchenverfassung eingegriffen und sich so Interventionsmöglichkeiten offengelassen. Einige Beispiele mögen diese Einflussmöglichkeiten veranschaulichen. Zwar fallen die Zensur und die mögliche Suspension eines Predigers in den Zuständigkeitsbereich der Synoden, jedoch können sie in Bezug auf die Remotion lediglich Anträge stellen, und es „Soll die Handlung und das Verbrechen, Uns, zu Unserer fernerer gnädigsten Verordnung, vorbracht werden“
. Ein weiterer wichtiger Punkt scheint mir, dass auf den jeweiligen Generalsynodaltagungen „Diese Kirchen Ordnung ..., an statt der Acten Synodi Generalis primae, ... abgelesen werden [soll]“
. Dabei darf nicht vergessen werden, dass der Landesherr eben gerade mit gewissen Eingriffsrechten in dieser Kirchenordnung vertreten und somit indirekt auf jeder Generalsynode präsent ist. Außerdem sichert er sich mit der sog. „Vorbehaltsklausel“
 die Möglichkeit und das Recht, „daß Wir dieselbe [sc. die Kirchenordnung] zu jeder Zeit vermindern, vermehren, und nach Gelegenheit ändern und aufheben wollen“
, was letztendlich zu einer erheblichen Entkräftung oder doch zumindest einer Schmälerung der kirchlichen Autonomie führt. Die Klausel steht für die Episkopalgewalt des Landesherrn, der sich somit ein Korrektiv gegenüber der Kirchengewalt vorbehält und der reformierten Vorstellung von Christus als dem alleinigen Herrscher über die Kirche partiell entgegensteht.
 Nichtsdestotrotz bietet die mögliche Einflussnahme der Staatsgewalt auch einen gewissen Vorteil. Weigert sich z.B. ein Prediger, sein Amt auf Wunsch der Gemeinde oder auf Grund gewisser Vorkommnisse zu verlassen, kann man sich mit Recht an die Obrigkeit wenden und um juristischen Beistand bzw. um exekutive Gewalt bitten. Schließlich besitzt der Landesherr als einziger die Machtmittel. Zusammenfassend bleibt aber festzuhalten, dass der Landesherr die Selbstständigkeit der reformierten Gemeinden von Kleve und Mark vor allem auf verfassungsrechtlicher Ebene im Hinblick auf Kirchenzucht und die Verfassungsgebung einschränkt, obwohl die reformierte Kirche natürlich auch weiterhin um eine Existenz ohne die Einflussnahme der Regierung kämpft.

Der letzte große Themenkomplex der reformierten Kirchenordnung (Kapitel 12-18) beschäftigt sich mit kultischen Fragen wie der Gestaltung des Gottesdienstes, Gebet und Feiertage, Taufe und Abendmahl, sowie mit Fragen der Kirchenzucht und der Eheschließung. Besonders diese Bestimmungen zielen auf die Orthopraxie der Gemeinde und damit jedes einzelnen Gemeindegliedes und richten sich ganz auf das reformierte Bekenntnis. So liegen dem Gottesdienst die „fünf Haupt-Stücke[ ] Christlicher Religion“
 zugrunde, und auch hier wird die Anlehnung an die erste Apostolische Kirche festgesetzt.
 Die Kapitel über die zwei Sakramente Taufe und Abendmahl sind zudem stark von konfessionell-abgrenzenden Formulierungen geprägt. Im 17. Jh. herrscht noch großes Konkurrenzdenken unter den drei anerkannten Religionen Katholizismus, Luthertum und Refomriertentum. Es scheint immer noch nötig und wichtig, die konfessionellen Unterschiede herauszustellen und sich sorgfältig gegen mögliche Einflüsse `der anderen´ abzusichern. Speziell die Grafschaft Mark zeichnet ein Bild von katholischen, lutherischen und reformierten Gemeinden, größerer oder kleinerer Art, in bunter Vielfalt nebeneinander. Die Mark „war also das konfessionell weitaus am stärksten gemischte evangelische Gebiet Westfalens“
. Insofern ist es nicht verwunderlich, weshalb genau darauf geachtet wird, dass „kein Reformierter sein Kind bey den Papisten“
 taufen lassen soll oder dass kein „Heyde, Jude, Wiedertäufer, oder diejenige, welche sonst einer wiedrigen und solcher Religion sind, die den Grund der Seligkeit verläugnen, ... zur H. Taufe ... zugelassen werden“
. Für eine Teilnahme am Abendmahl ist vorher das Bekenntnis des Glaubens vonnöten; Bräuche, wie der zusätzliche Opferstock für die Armen, werden als abergläubisch und papistisch abgelehnt.
 Eine besondere Angelegenheit sind die wohl nicht selten vorkommenden konfessionellen Mischehen, die ebenfalls Erwähnung in der Kirchenordnung finden. Zwar wird nicht direkt davor gewarnt, sich mit Andersgläubigen einzulassen, dennoch scheint es häufiger zu Unstimmigkeiten und ernsthaften Differenzen in konfessionell-gemischten Familien gekommen zu sein.
 Wie soll z.B. ein Kind aus einer gemischten Ehe getauft werden? Die Kirchenordnung gibt mit § 112 die klare Anweisung, dass das Kind „auf des Recht-Gläubigen Theils Anhalten getaufft werden“ soll. Derartige Formulierungen finden sich des Öfteren und gesondert im kultischen Teil der Kirchenordnung, welches wieder ein Zeichen der konfessionellen Abgrenzung und Inanspruchnahme der Reformierten als `einzig wahre´ Religion ist.

Ein sehr wichtiges Kapitel in diesem den reformierten Kult umfassenden Abschnitt scheint mir dasjenige über die Kirchenzucht und Exkommunikation (Kapitel 17) zu sein. Gerade das Thema der Ethik zieht sich durch die gesamte Kirchenordnung und bestimmt einen nicht geringen Teil des Gemeindelebens. Die Kirchenzucht ist fest verwurzelt in der reformierten Theologie. Calvins Ideal war eine „präzise Kirche, eine Kirche, die nicht zugleich Gott und der Welt dient, nicht Gute und Böse nebeneinander umfasst“
, sondern die Aufgabe der Kirche ist vielmehr die Heiligung ihrer Mitglieder. Daher die große Bedeutung, die der Kirchenzucht zukommt, die Disziplin gilt als unverzichtbar, ohne sie kann sich die Kirche nicht in der Welt und als Reich Christi behaupten.
 Jedes einzelne Gemeindeglied unterliegt ihr.
 Das Organ, das die Kirchenzucht innerhalb der Gemeinden regulär ausübt, ist das Ältestenamt. Aufgabe der Ältesten ist es, „neben dem Prediger zu wachen über die gantze Heerde; Fleissige Aufsicht zu haben auf die Lehre, Leben und Wandel, beydes der Prediger und Zuhörer“
. Ziel der Kirchenzucht ist aber nicht Kontrolle und Strafe, sondern ihr pädagogischer Charakter steht im Vordergrund, der zur Buße führen soll und jede Besserung eines Sünders begrüßt. Andererseits drohen dem „halsstarrigen Sünder“
, welcher keine Reue und Anstalten der Umkehr zeigt, der Ausschluss vom Abendmahl und der Patenschaft, letztendlich sogar Bann und Exkommunikation, die ihn vom gesamten Gemeindeleben ausschließen.
 „Die Kirche ist eine Gesellschaft von Menschen, die sich zur Erhaltung der Religion und Sittlichkeit untereinander vereinigt haben. Wer zur christlichen Gemeinde gehören will, muß sich auch ihren Gesetzen und Anordnungen unterwerfen. Will er das nicht, so kann er auch kein Glied der Kirche sein.“
 Man kann darüber diskutieren, ob „kirchliche Disziplin und kirchliche Verfassung nahezu identische Begriffe sind“
, jedoch verfolgen sowohl Kirchenzucht als auch die Kirchenordnung eine klare Abgrenzung gegen Katholizismus und Luthertum und versuchen, „die Kirche als Ganzes, als den Leib Christi, als die Gemeinschaft der Heiligen rein zu halten von allem Unheiligen [und] das Prädikat der Heiligkeit der Kirche zu verwirklichen“
, sodass die reformierte Kirche, insbesondere die reformierte Minderheit in der Mark, wachsen und bestehen kann.

3. Die Genese der rheinisch-westfälischen Kirchenordnung von 1835

3.1 Ein geschichtlicher Überblick

Fast 170 Jahre später zeigt die Grafschaft Mark ein anderes Bild. Geschichte und Politik haben ihre Prägung hinterlassen, und damit auch die religiöse und konfessionelle Konstellation beeinflusst.
 

Nach der militärischen Niederlage Napoleons erhält Preußen, das vormalige Kurfürstentum Brandenburg, zum Ausgleich für seine erlittenen Verluste das ganze Rheinland und Westfalen. Beide Provinzen werden dem Königreich 1814/15 auf dem Wiener Kongress zugesprochen. Damit sieht sich auch die reformierte Kirche in der Mark einer neuen Obrigkeit gegenüber: Friedrich Wilhelm III. (1770-1840), König von Preußen. Der Monarch reformierten Glaubens ist engagiert und ausgesprochen reformfreudig. Besonders in kirchlicher Hinsicht gilt er als vorbildhaft und bedeutend. In seiner langen Regierungszeit von 1797-1840 verfolgt er unbeirrt das Ziel von Veränderungen und Reformen. Nach dem Pariser Frieden von 1814 wendet er sich einer Neuordnung der Kirche zu. Dieser Schritt ist u.a. notwendig aufgrund der vielen seperaten evangelischen Kirchentümer, die es zu einer einheitlichen Landeskirche zusammenzuschließen gilt. Friedrich Wilhelm fördert die Union der lutherischen und reformierten Konfessionen. Des Weiteren entwirft er eine Einheitsagende und versucht, sie gegen den erbitterten Widerstand der Gemeinden durchzusetzen. Darüber hinaus werden im Rahmen der preußischen Verwaltungsreform die presbyterial-synodalen Kirchenordnungen in Frage gestellt. Die Auseinandersetzung um eine neue, unierte Kirchenverfassung dauert dementsprechend fast zwanzig Jahre.

3.2 Die märkischen reformierten Gemeinden und ihre Synoden im 19. Jh.

Die Grafschaft Mark ist auch zu Anfang des 19. Jh.s eine konfessionell gemischte Provinz. Gegenüber dem 17. Jh. hat sich diesbezüglich nicht viel geändert und die Mitgliederzahl der reformierten Gemeinden beträgt etwa 10% der lutherischen.
 Im Jahr 1818 – nach der Neueinteilung der Kirchenkreise – gibt es 110 lutherische Gemeinden mit 133 Predigern und 49 reformierte Gemeinden mit 53 Predigern, also etwa halb so viele.
 Aber etwas anderes hat sich verändert. Über zwei Jahrhunderte hinweg haben lutherische und reformierte Gemeinden in der Mark nebeneinander existiert. Ist man im 17. Jh. noch stark auf konfessionelle Besonderheiten fixiert, haben Pietismus und Aufklärung dazu geführt, dass „die traditionelle Bekenntnisbildung an Lebenskraft verloren“
 hat. Viele lutherische und reformierte Gemeinden stellen „eine weitgehende Übereinstimmung in den entscheidenden biblisch-reformatorischen Erkenntnissen fest“
. Man betrachtet sich nicht mehr als spezifisch lutherisch bzw. reformiert, sondern hat eine allgemein-evangelische Mentalität entwickelt. Noch bevor König Friedrich Wilhelm III. überhaupt zur Union zwischen Lutheranern und Reformierten aufruft, sind die lutherische und reformierte Synode bereits 1794 in Verbindung getreten und haben durch theologische Gespräche eine künftige Abendmahlsgemeinschaft vorbereitet.
 

Die Reformprogramme des preußischen Königs dienen der Kirchenvereinigung und einer einheitlichen Kirchenverfassung. Auf dem Hintergrund der allgemeinen Annäherung und friedlichen Koexistenz beider evangelischer Konfessionen müsste man eigentlich davon ausgehen, dass der König kaum Schwierigkeiten bei der Durchsetzung einer Union haben würde. Dem ist aber keineswegs so gewesen. Nachdem die preußische Regierung 1815 die neue Kirchenprovinz einheitlich geordnet und sie unter das neue Provinzialkonsistorium in Münster gestellt hat,
 regt sich gerade in der Grafschaft Mark und den Kirchen mit ihrer selbstständigen presbyterial-synodalen Kirchenleitung Widerstand. Die an relative Autonomie gewöhnten Gemeinden, sowohl lutherische wie reformierte, stoßen sich an der neuen Bevormundung durch das Konsistorium in Münster.

Am 27.9.1817 startet König Friedrich Wilhelm III. seinen Unionsaufruf an die lutherischen und reformierten Gemeinden. Er ergeht im Sinne eines Appells, keines Befehls: „Diese Union [hat] nur dann einen wahren Werth, wenn weder Überredung noch Herzen, nach ächt biblischen Grundsätzen, ihre Wurzeln und Lebenskräfte hat.“
 

Die Vereinigung ist ein geistiges Geschehen und darum freiwillig. Ziel des Unionsaufrufes ist es, eine „neu-belebte, evangelisch-christliche Kirche im Geiste ihres heiligen Stifters zu werden“
 und die „äußere[n] Unterschiede“
 zu beseitigen. Doch die damit verbundenen kirchenrechtlichen und dogmatischen Probleme werden kaum geklärt. So bleibt es vorerst nur bei dem Wunsch des Königs, die Kirchen vereint zu sehen, obwohl die Gegebenheiten in der Mark nichtsdestoweniger eine fruchtbare Basis für das Unionsvorhaben bieten. 

Ein großes Problem jedoch liegt in dem Ringen um eine einheitliche Kirchenverfassung und in den unterschiedlichen Vorstellungen von kirchlicher Autonomie: Die märkischen Gemeinden, welche über zwei Jahrhunderte an ihre presbyterial-synodale Kirchenordnung gewöhnt sind, fordern eine unabhängige geistliche Kirchenleitung. Friedrich Wilhelm III. erlässt zwar Verordnungen zur Errichtung von Presbyterien und Gemeindevorständen, Kreis- und Provinzialsynoden, doch denkt er ihnen „eine lediglich beratende Funktion zu und keinerlei Beteiligung am Kirchenregiment der Provinz-Konsistorien“
. Der preußische Monarch betrachtet gerade „das Kirchenregiment ... als wesentlichen Bestandteil seiner betonten Königswürde“
 und ist damit nicht bereit, den Forderungen nach der altbekannten presbyterial-synodalen Verfassung nachzukommen. Einen weiteren Stein des Anstoßes legt Friedrich Wilhelm III. mit der Einführung der Berliner Unionsagende 1821/22. Damit will er das liturgische Anliegen seines Unionsaufrufes verwirklichen, weil er in Gottesdienst und Liturgie das entscheidende christliche Element sieht. Doch die Ablehnung in Westfalen und im Rheinland geschieht rundweg. Der Konflikt um das ius liturgicum verbindet sich u.a. mit dem ungelösten Problem einer konkreten Kirchenverfassung, nämlich hinsichtlich einer Beteiligung der Gemeinden durch Presbyterien und Synoden. Neuerungen wie die „Einführung der Chöre, des Exorzismus bei der Taufe, Kreuzschlagens und allgemein die Annäherung an katholische Formen“
 werden ebenfalls kritisiert, sodass denn auch die komplette Agende von der märkischen Gesamtsynode 1823 abgelehnt und ihre Einfüh-

rung verboten wird.
 Die Annahme erfolgt erst durch einen Kompromiss: Die Kirchen akzeptieren die Einheitsagende, aber nur mit einem provinzial-spezifischen Anhang, der die jeweiligen Besonderheiten der liturgischen Tradition berücksichtigt und bewahrt. 

Damit ist zumindest die Kultusunion gescheitert. 

Was die Union zwischen Lutheranern und Reformierten betrifft, wollen die Gemeinden keinen Handel. Entweder stimmt der König einer presbyterial-synodalen Kirchenordnung zu, oder die Union wird offiziell abgelehnt.
 Die Gemeinden versuchen, trotz der neuen staatskirchlichen Leitung durch das Konsistorium in Münster die geistliche Kirchenleitung durch die Synoden beizubehalten. Damit gerät der Unionsgedanke in eine Krise und wird zu einer Zerreißprobe für Staat und Kirche. Um die Union und die Berliner Einheitsagende zu retten, geht Friedrich Wilhelm III. auf die Forderungen ein und erlässt am 5.3.1835 die „Kirchenordnung für die evangelischen Gemeinden der Provinz Westphalen und der Rhein-Provinzen“. „Damit stießen zwei eigentlich unvereinbare Verfassungsprinzipien zusammen“
, eine staatliche Kirchenleitung, die sich `von oben nach unten´ aufbaut – nämlich vom König als summus episcopus über das Kultusministerium und Konsistorium mit dem Generalsuperintendent als Vorsitzendem bis zur Gemeinde mit ihrem Pfarrer und Presbyterium – und eine sich `von unten nach oben´ strukturierende presbyterial-synodale Leitung.
 Die damit entstehende Verzahnung beider Prinzipien zieht verständlicherweise Probleme nach sich. Weder die lutherischen und reformierten Gemeinden noch die Staatsregierung können ganz zufrieden sein. Oft entstehen Kompetenzdifferenzen zwischen staatlicher und kirchlicher Leitung, denn letztendlich ist nicht klar, wer laut der unierten Kirchenordnung mehr Autorität und Macht besitzt. Dennoch ermöglicht die neue Kirchenverfassung der Grafschaft Mark in der Folgezeit eine intensive Entwicklung des kirchlichen Lebens und beeinflusst nicht zuletzt die weitere Kirchenverfassungsdiskussion.

4. Die „Kirchenordnung für die evangelischen Gemeinden der Provinz Westphalen und der Rhein-Provinzen“ – Aufbau, Inhalt und Analyse

Die unierte Kirchenordnung wird durch den regierenden König von Preußen, Friedrich Wilhelm III., am 5.3.1835 in Berlin durch eine „Allerhöchste Kabinetsorder“ „Höchsteigenhändig vollzogen und mit Unserm Königlichen Insiegel versehen“
. Damit vollendet er seine Bestrebungen, „die evangelischen Gemeinen der Provinz Westphalen und der Rhein-Provinz durch eine gemeinschaftliche Kirchenordnung unter einander zu verbinden“
 und gibt seinem Vorhaben einer unierten Großkirche den gesetzlichen Rahmen. Damit werden gleichzeitg alle übrigen „entgegengesetzten frühern Bestimmungen“
, so auch die bisher geltende reformierte Kirchenordnung von Kleve und Mark, aufgehoben.

Die neue Kirchenverfassung umfasst 13 Abschnitte mit insgesamt 148 Paragrafen,
 die aber zusätzlich noch in verschiedene Absätze unterteilt sein können.
 Grob gegliedert lassen sich folgende Themenkomplexe finden: Der 1.-3. Abschnitt regelt den Gemeindeaufbau gemäß der Synodalverfassung, also Ortsgemeinden mit ihren Presbyterien, Kreis-, sowie Provinzialsynoden. Um das Pfarramt, seine Besetzung und Ausübung geht es in den Abschnitten 4 und 5, während sich daran Bestimmungen für den Kultus anschließen (Abschnitt 6). Die Abschnitte 7-13 behandeln in Kürze und oft nur andeutungsweise unterschiedliche Themen wie die Schulaufsicht, die Kirchenzucht, den Unterhalt der Geistlichen, das Recht der unteren Kirchenbeamten, die Kirchenvisitationen, die Vermögensverwaltung und die Staatsaufsicht.

„Ihrer äußeren Form nach ist sie eine lose Aneinanderverfügung der beiden Ministerialentwürfe von 1817; die ersten drei Abschnitte ... sind den Überschriften nach die drei Teile des Entwurfs der Synodalordnung,
 ihre übrigen Abschnitte, abgesehen vom Schlußparagraphen, behandeln die Gegenstände des Kirchenordnungsentwurfes und betreffen vornehmlich wieder das Recht der Ortsgemeinde.“

Sehr breit und ausführlich werden die Bestimmungen und Rechte der Gemeinden und ihrer Gremien erläutert und festgesetzt. Mit 52 Paragrafen bilden sie immerhin ein gutes Drittel der gesamten Kirchenordnung. Durch die für Preußen neu hinzugekommenen Provinzen Westfalen und Rheinland sowie durch die Neuordnung der Kirchenkreise sind grundlegende Gesetze für Größe und Abgrenzung der einzelnen Gemeinden vonnöten gewesen. Mitglieder einer Gemeinde können nur konfirmierte oder sich durch ein Kirchenzeugnis ausweisende Personen sein. Darüber hinaus muss jeder, der eine Gemeinde verlässt oder ihr beitritt, „zuvor beim Pfarrer das erforderliche Kirchenzeugnis ... begehren, und dem Pfarrer der Gemeinde seines neuen Wohnorts dasselbe ein[ ]reichen“
. Es herrscht also eine relativ große Kontrolle über die Kenntnis, wer wann zu welcher Gemeinde wechselt, und wo diese Person dann verbleibt. Dies ist ein Zeichen der neu entstandenen, durch Preußen eingeführten Bürokratie, die ihren Arm auch nach dem Kirchenwesen ausstreckt. Aufsicht und detaillierte Regelungen durch den Staat sind nicht mehr wegzudenken und üben ihren Einfluss auf jeglicher Ebene, so auch auf der kirchlichen, aus. Nichtsdestoweniger macht die Vorrangstellung der Kapitel über die Gemeinden und Synoden deutlich, dass der Schwerpunkt auf eben diesen liegt und somit erst einmal dem Wunsch zugunsten eines starken presbyterial-synodalen Elements nachgegeben worden ist. So wundert es nicht, dass die „Pflichten eines Gemeinde-Gliedes“
 genau aufgeführt sind und zu einer aktiven Mitarbeit aufgefordert wird.
 Zudem hat es „mittel- oder unmittelbares Stimmrecht bei der Wahl der Pfarrer und anderer Kirchenbeamten“
. Es besteht ein wechselseitiges Verhältnis zwischen Gemeindegliedern und Geistlichen: Jedes Gemeindeglied hat Anspruch auf alle „kirchlichen Gnadenmittel“ und auf „die Dienste der Kirchenbeamten“
, muss aber gleichzeitig bereit sein, „Ein erbauliches Leben zu führen“, „Sich der bestehenden Kirchenordnung zu unterwerfen“ und „Die für die kirchlichen Bedürfnisse erforderlichen Beiträge zu leisten“
 (sprich finanzielle Abgaben). Ganz im synodalen Sinne steht jeder Gemeinde die Vertretung durch ein Presbyterium zur Seite, „bestehend aus dem Pfarrer oder den Pfarrern, aus Aeltesten, Kirch-Meistern und Diaconen“
, mit dem Prediger als Vorsitzendem. Die Zahl der Mitglieder richtet sich nach der Größe der Gemeinde, mindestens sollen es aber vier Personen sein. Gewählt werden die Mitglieder für zwei oder vier Jahre von dem Presbyterium und der größeren Gemeinderepräsentation, in kleinen Gemeinden „von allen bei der Predigerwahl stimmfähigen Mitgliedern“
. Das Presbyterium trifft sich monatlich und behandelt die Gemeinde betreffenden Anliegen, z.B. die Wahl der unteren Kirchenbeamten und die Teilnahme an der Wahl der Elementarschullehrer und des Presbyteriums selbst (Kooptationsverfahren), sowie die Verwaltung des Kirchenvermögens.
 Ein weiteres Aufgabenfeld ist die Überwachung der Kirchendisziplin. Die Ältesten sind aufgefordert, dem Prediger darin „hülfreiche Hand zu leisten“
, sie unternehmen abwechselnd die jährlichen Hausbesuche, achten auf einen sittlich-christlichen Lebenswandel der Gemeindeglieder und sorgen zur Zeit einer Vakanz der Predigtstelle für die Kontinuität der religiösen Erziehung der Jugend. Alle Entscheidungen und Beschlüsse werden zu Protokoll gegeben und an die nächsthöhere kirchliche Instanz, den Superintendenten der Kreissynode, weitergeleitet. In Gemeinden mit mehr als 200 Gemeindegliedern steht dem Presbyterium allerdings ein weiteres Gemeindeorgan zur Seite, die „größere Repräsentation der Ortsgemeinde“
. Diese Gemeinderepräsentation dient ebenfalls der Vertretung der Gemeinde und übernimmt gemeinschaftlich mit dem Presbyterium die Predigerwahl,
 die Bestimmung der Kirchengehälter sowie die Beratung bei finanziellen Unstimmigkeiten und Unzulänglichkeiten der Gemeinde. Hier wird zum ersten Male deutlich, dass auch Vertreter der weltlichen Obrigkeit schon auf der unteren Ebene der Kirchenverwaltung ihren Einfluss haben: Die Wahl der Mitglieder für die Gemeinderepräsentation erfolgt erstens unter Anwesenheit des Superintendenten
 und zweitens unter dem Beisein des evangelischen Ortsbürgermeisters.
 Durchgeführt wird sie allerdings geheim und von den Gemeindegliedern selbst.
 Warum das altbewährte Presbyterium durch eine weitere Gemeinderepräsentanz ergänzt werden soll, scheint nicht ganz klar. Karl Rieker ist der Ansicht, dass „dadurch offenbar der Mandatscharakter des Presbyteriums noch schärfer zum Ausdruck gebracht werden [soll], indem ihm ein zweites Kollegium aus der Mitte der Gemeinde zur Überwachung beigegeben wird“
, und dass es „lediglich eine Nachbildung der städtischen Verfassung darstellt“
. Die größere Gemeinderepräsentation ist eben nicht nur eine bloße Erweiterung des Presbyteriums, sondern ein eigenständiges kirchliches Organ neben ihm. Daher kann man nicht gleichzeitg Ältester und Mitglied in der Gemeinderepräsentanz sein. Dennoch erhalten beide Gremien gleiches Stimmrecht, wobei die gefassten Beschlüsse vom Presbyterium ausgeführt werden.
 

Der Leitung einer Gemeinde werden noch die „untern Kirchen-Beamten“ zugeordnet. Dazu gehören: „Küster und ihre Gehülfen, Vorsänger und Organisten“
. Sie werden durch eine Gruppe von drei Presbytern gewählt und durch den Superintendenten bestätigt.
 Ihr Dienst gilt ein Leben lang, jedoch arbeiten die unteren Kirchenbeamten nicht ehrenamtlich, sondern „werden von der Gemeine ... besoldet“
. Über eine mögliche Absetzung kann nur die Staatsbehörde entscheiden.

Ein sehr bedeutender Abschnitt ist das Kapitel über die Kreisgemeinde und Kreissynode. Gerade hier wird besonders deutlich, welch ein Kompromiss zwischen der presbyterial-synodalen Selbstverwaltung der Kirchen und dem landesherrlichen Kirchenregiment geschaffen worden ist. Vorsitz über den Kreissynodalausschuss hat der Superintendent, dem ein Assessor und Scriba zur Seite gestellt werden. Zwar wird das Direktorium von der Synode selbst auf sechs Jahre gewählt, doch muss die Wahl durch „das Königliche Konsistorium dem Ministerio der geistlichen Angelegenheiten zur Bestätigung vorgelegt“
 werden. Letztendlich hängt also ein Ja oder Nein für die entsprechenden Kandidaten vom staatlichen Konsistorium ab, welches sich hier ein klares Mit-

bestimmungsrecht in der kirchlichen Verwaltung sichert. Zu den Aufgaben der Kreissynode gehören u.a. die Aufsicht über die Geistlichen und Gemeindeglieder des Kreises samt Kirchendisziplin, Verwaltung der kirchlichen Finanzen, die Leitung der Predigerwahlen sowie Ordination und Introduktion der gewählten Prediger durch den Superintendenten.
 Der amtierende Superintendent übernimmt hauptsächlich Aufgaben, die die Ordnung und Aufsicht über die Gemeinden betreffen, fungiert aber auch als Vermittler bei Streitigkeiten.
 Er ist eine Art `Kontrollorgan´, der die Kreisgemeinden zusammenhält.
 Jedoch steht er desgleichen in Verbindung zur staatlich-geistlichen Aufsichtsbehörde. Er ist das Sprachrohr zwischen Konsistorium und Kirche auf mittlerer Ebene und untersteht sowohl der Synode als auch dem Konsistorium:
 Er ist dafür verantwortlich, dass die Verordnungen der Behörden an die einzelnen Kreisgemeinden vermittelt und ausgeführt werden, „und durch ihn gehen die Gesuche der Prediger und Gemeinen wieder zu den Behörden“
. Ebenso verhält es sich mit seiner Aufsicht über das Schulwesen: Alle die Schule betreffenden Angelegenheiten kommen durch ihn an die Staatsbehörden und von diesen wiederum an den Superintendenten, der u.a. auch als „Schulinspector“
 eingesetzt wird.
 Die Kreissynode tagt in der Regel einmal jährlich und führt ebenso wie die einzelnen Presbyterien ein Protokollbuch. Die Protokolle werden spätestens nach 14 Tagen sowohl an die jeweiligen Kreisgemeinden als auch „durch den General-Superintendenten an das Konsistorium gesandt“
. Staatliche Behörden und König haben also stets eine genaue Kenntnis über die Abläufe und Vorgänge in den Gemeinden und Synoden und können über den Superintendenten partiell Einfluss auf die Gemeinden ausüben.

Ähnlich verhält es sich mit den alle drei Jahre abgehaltenen Provinzialsynoden. Den Vorsitz bildet das „Präsidium“
, bestehend aus Präses und Assessor, das auf sechs Jahre von den Gremiumsmitgliedern selbst gewählt wird.
 Die Wahl von Präses und Assessor erfordert wiederum eine Bestätigung oder Ablehnung „des Ministerii der geistlichen Angelegenheiten“
. Auf den Provinzialsynoden werden ausschließlich „die innern kirchlichen Angelegenheiten“
 diskutiert, wobei Beschlüsse nur durch die „Bestätigung der competenten Staats-Behörden“
 in Ausführung treten. „Die Provinzial-Synode wacht über die Erhaltung der Reinheit der evangelischen Lehre in Kirchen und Schulen, und der in der Provinz geltenden Kirchenordnung.“
 Sie hat also eine übergeordnete Funktion und übt u.a. das Wächteramt über die Kirchen aus. Allerdings ist der Staat auch hier vertreten. Denn die Synoden haben dafür Sorge zu tragen, dass die Kirchenordnung eingehalten wird und somit auch den geistlichen Staatsbehörden ihr Mit-

spracherecht faktisch und praktisch erhalten bleibt. So nimmt der Staat auf breiter Ebene stets Einfluss auf alle Wahlen, Beschlüsse und Entscheidungen der Kirche. Er ist ebenfalls berechtigt, Anträge an die Synode zu stellen, die ihr daraufhin zur Begutachtung vorgelegt werden.
 Wo Verletzungen der Kirchenordnung auftreten, sind die Provinzialsynoden dafür verantwortlich, „über eingeschlichene Mißbräuche im Kirchen- und Schulwesen, so wie über die Geistlichen und Kirchen-Beamten“
 Auskunft zu geben und die betreffenden Staatsbehörden zu informieren. Der vorsitzende Präses führt die Korrespondenz mit den jeweiligen Konsistorien.
 Die geführten Protokolle gehen allerdings nicht an den Vorstand der Provinzialsynode, sondern nur an die Prediger der Provinz und an die Konsistorien. Die Provinzialsynode ist also nicht die vorgesetzte Instanz der Kreissynoden.

Mit diesem System der Kirchenverwaltung hat man zwei unterschiedliche und eigentlich unvereinbare Modelle miteinander zu kombinieren versucht. Auf der einen Seite steht die von den Gemeinden geforderte presbyterial-synodale Ordnung, die die Autonomie der Kirchen sichern soll, auf der anderen Seite findet sich die Vertretung des Staatsorgans, das den König durch das Ministerium für Geistliche Angelegenheiten und die Provinzialkonsistorien als summus episcopus bestätigt. Mit der Leitung der Konsistorien durch Generalsuperintendenten und der Synoden durch den Präses ist die Selbstständigkeit zweier Gremien anerkannt. Das Problem liegt in der Aufgabenteilung beider Ämter: Kirchengesetze, Wahlen und weitere kirchliche Beschlüsse werden von der Synode nur beschlossen, müssen aber vom Konsistorium genehmigt werden. Der Generalsuperintendent hat seit 1829 Antrags- und Rederecht auf der Provinzialsynode (allerdings kein Stimmrecht), und seine regelmäßige Präsenz führt zu einem Übergewicht der geistlichen Aufsichtsbehörde. Sowohl dem Generalsuperintendenten als auch dem Präses unterstehen die Kreissyoden, Gemeinden und Prediger, beide tragen die Verantwortung für sie. Damit ergibt sich ein Kompetenzstreit zwischen beiden Ämtern, der die Verzahnung beider Verfassungselemente nur noch deutlicher hervortreten lässt.

Mit Abschnitt 4 und 5 rückt das Amt des Predigers in den Mittelpunkt. Auch hier, in den Bestimmungen zu Vakanz und Wiederbesetzung einer Predigerstelle, spürt man die Formulierungen und Situationsanalysen der preußischen Bürokratie. Detailliert werden verschiedene Umstände durchgespielt und verwaltungstechnisch erläutert. So beinhalten z.B. §§ 53-56 genaue Anweisungen, was im Falle einer „Erledigung“ des Pfarramtes unternommen werden muss und was hinsichtlich eines Witwenjahres zu beachten ist. Dieser gesamte 4. Abschnitt fällt durch eine exakte Gemeindeanalyse und durch Beschreibung etwaiger Sonderfälle auf, die hier und da gegeben sein können.
 Ein sehr wichtiger Punkt wird aber mit dem Recht der Gemeinde auf freie Predigerwahl formuliert. Die Wiederbesetzung einer vakanten Predigerstelle liegt in den Händen der Gemeinden oder deren Repräsentanten.
 Damit haben sich die Gemeinden einen großen Teil der Selbstständigkeit gesichert. Die Gemeinde ist befugt anzugeben, welche Kandidaten sie für eine erste Anhörung zu hören wünscht. Die Wahl selbst leitet der Superintendent, und die Stimmberechtigten der Gemeinde
 wählen durch Mehrheit der Stimmen den neuen Prediger.

Der Prediger, sei er neu gewählt oder schon eine längere Zeit in einer Gemeinde, ist sowohl der Kirche als auch der Obrigkeit Rechenschaft schuldig. In allem, was Kultus und Gemeindeaufbau angeht, untersteht er dem Superintendenten. Was jedoch diejeni-

gen „Verrichtungen“ betrifft, „welche der Staat den Predigern insbesondere bei Eheverhältnissen, Aufgeboten, Trauungen, Taufen, Begräbnissen, Führung der Kirchenbücher und der aus denselben auszustellenden Zeugnisse aufträgt, ist er der Obrigkeit verantwortlich“
. Auffallend ist in dem die Pflichten des Pfarrers betreffenden 5. Abschnitt, dass es weniger um die eigentlichen Aufgaben eines Predigers geht, sondern um viel profanere Dinge. So wird nur kurz erwähnt, dass ein Prediger „den Gottesdienst abzuhalten, die Sakramente zu verwalten und alle geistlichen Amtshandlungen zu verrichten“
 hat und die Schulaufsicht innehat. Des Weiteren übernimmt er eine Vorbildfunktion für seine Gemeinde und muss exemplarisch ein sittlich-christliches Leben führen „und überall den Ernst und die Würde eines Geistlichen behaupten“
. Dies ist aber auch schon alles, was die Kirchenordnung über die Aufgaben eines Gemeindepfarrers zu bestimmen hat. Vielmehr geraten mit §§ 71-74, immerhin die Hälfte des 5. Abschnitts, ganz profane Regelungen in den Vordergrund, so z.B. das Verbot des Predigers, ein zweites Gewerbe zu betreiben, den Reiseurlaub betreffende Bestimmungen oder was im Falle von Alter bzw. Krankheit des Predigers unternommen werden soll. Eine explizite Ausführung und Aufstellung der einzelnen Pflichten eines Predigers fehlen und wirken daher etwas unkonkret.

Auch der sich daran anschließende Teil über die Bestimmungen des Kultus behandelt m.E. eher Fragen zur äußeren Form und zum Ablauf des Gottesdienstes und der Sakramente als zu deren Inhalt. Tatsächlich lassen sich weder an dieser Stelle noch anderswo in der Kirchenordnung „eine Aussage über das Bekenntnis noch eine solche über den Bekenntnisstand“
 finden, obwohl man dies doch zumindest im Rahmen der Kultusordnung erwarten dürfte.
 Vielmehr werden wiederum Äußerlichkeiten abgehandelt, wie z.B. die „Allgemeinen“ und „Besonderen“ Bestimmungen für den Gottesdienst.
 In diese Rahmenbestimmungen sind die Sakramentsvorschriften eingebettet. Die Kirchenordnung legt die durch Jesus Christus selbst eingesetzten Sakramente Taufe und Abendmahl zugrunde. Die Spendung beider Sakramente unterliegt diversen Regelungen, die aber auch wieder vermehrt äußerer Art sind.
 Nur vereinzelt finden sich Äußerungen zu Hintergrund und Bedeutung der Riten.
 Dass das Abendmahl einen hohen und speziellen Stellenwert einnimmt, macht der Hinweis auf eine sogenannte „Vorbereitung“
 deutlich: Zweck und Bedeutung der Eucharistie sollen verinnerlicht und nachvollzogen werden, um eine „würdige Begehung der Feier“
 zu gewährleisten. Bestimmungen zu einem konkreten einheitlichen Abendmahlsritus fehlen jedoch. Die konfessionelle Eigenart der neuen Union bleibt undefiniert.

Dem Konfirmandenunterricht wird unionsbedingt nur die Bibel zugrunde gelegt, das „Hauptbuch“
. Jedwedes andere religiöse Lehrbuch zur Unterweisung der Schüler wird untersagt. Zwar ist es durchaus möglich, dass die Kinder einige grundlegende konfessionsspezifische Schriften wie den Heidelberger Katechismus oder den Kleinen bzw. Großen Katechismus Luthers kennenlernen, dennoch dient allein die Bibel zur Orientierung der Lehre und des Glaubens und lässt andere Lehrbücher ausgeklammert, zumindest die Basis des Unterrichts betreffend. Nach Ablauf der Konfirmandenzeit werden die Kinder in Gegenwart des Kirchevorstandes geprüft, und erst dann wird abgestimmt, ob der Prüfling „würdig sey, aufgenommen zu werden“
. Dem Verständnis und Nachvollziehen von religiösen Grundlagen und Handlungen wird großer Raum gegeben.
 Der Prüfling kann aber ebenso abgewiesen werden. Geschieht dies, hat er die Möglichkeit, bei dem Superintendenten Beschwerde einzureichen, der in letzter Instanz nach erneuter Prüfung den gemeindlichen Beschluss revidieren kann.
 Die Konfirmation selbst findet vor der versammelten Gemeinde als Zeugen statt.

Die `christliche Ordnung´ nimmt auch 1835 einen hohen Stellenwert ein. Pfarrer und Älteste haben dafür Sorge zu tragen, dass der „fromme Wandel“
 unter den Gemeindegliedern zunimmt und eingehalten wird.
 Das christlich-sittliche Element ist also auch in dieser Kirchenordnung stark vertreten. Jedoch werden für die Ausübung der Kirchenzucht keine genauen Bestimmungen formuliert, sondern es „wird nach näherer Berathung dieses Gegenstandes in der Provinzial-Synode auf deren Antrag das Nähere festgesetzt werden“
. Die kirchlichen Interna, Moral und Ordnung betreffend, regelt die Kirche also selbst. Dennoch sind die regelmäßigen Visitationen durch den Superintendenten „ein effektives Mittel auch der staatlichen Kontrolle von Religion und Moral“
. Etwas anders verhält es sich mit der Kirchenzucht gegenüber Prediger und Kirchenvorstand. Liegen Beschwerden vor oder sind sogar Missstände innerhalb der Amtsführung bekannt, schalten sich der Superintendent bzw. die Kreissynode ein. Helfen alle Mahnungen und Verweise nichts, wendet sich der Superintendent an das Konsistorium, um dort um staatliche und juristische Unterstützung zu bitten. In letzter Instanz entscheidet allerdings das Königliche Konsistorium über eine eventuell unvermeidliche Amtsenthebung.
 Ordungsstrafen werden jedoch durch die Kreissynode bestimmt.
 Die enge Verzahnung von Kirche und Staat, aber auch die enorme Einflussmöglichkeit des Staates treten an dieser Stelle erneut sichtbar hervor. Die Kreissynode kann lediglich Anträge auf Amtsenthebung an das Konsistorium stellen, wobei dasselbige noch nicht einmal diese Anträge abwarten muss, um eine Entscheidung zu fällen. Darin birgt sich die Gefahr von Missverständnissen und Kompetenzstreitigkeiten zwischen Synode und Konsistorium. Das Konsistorium kann gewissermaßen über den Kopf der Kreissynode hinwegentscheiden. Auch über Beschwerden gegen Kreis- und Provinzialsynodalmitglieder verfügen staatliche Behörden und eben kein kirchliches Gremium oder eine gewählte Gruppe aus den Synodalversammlungen.

Ihre Finanzen regelt die Kirche in eigener Verantwortung und bezahlt sowohl ihre Pfarrer als auch die Auslagen der Deputierten ihrer Synoden, wobei jede Gemeinde ihre jeweiligen Synodalabgesandten selbst entschädigen muss.
 Die Kostenverteilung erfolgt `von oben nach unten´: „Die Provinzial-Synodal-Kosten werden von der Provinzial-Synode auf die zu ihr gehörigen Kreis-Synoden ... repartiert, worauf die Kreis-Synoden den auf sie gefallenen Antheil auf die Gemeinen vertheilt.“
 Jedes Jahr wird um eine „Kirchen- und Hauskollekte zur Unterstützung bedürftiger Gemeinen der Provinz“
 gebeten, um die ärmeren Gemeinden gleichwertig in die Kirchengemeinschaft zu integrieren.

Der letzte Abschnitt der RWKO, bestehend aus § 148, betont abschließend noch einmal sehr direkt die „Staats-Aufsicht über das Kirchen-Wesen“. Darin werden die staatlichen Behörden, welche dieses Aufsichtsrecht wahrnehmen, noch einmal ausdrücklich genannt. Damit behält sich der Staat vor, in der amtierenden Person des Generalsuperintendenten, „den jedesmaligen Verhandlungen der Provinzial-Synode“
 beizuwohnen und auf der Synode Anträge zu stellen. Die Kirchenordnung schließt also mit einer Stärkung des staatlichen Kirchenregiments ab und macht erneut die Gratwanderung zwischen einer sich selbst verwaltenden Kirche und ihre Unterwerfung unter das alles reglementierende preußische Ordnungsschema deutlich.

5. Der Vergleich zwischen der „Clevischen und Märckischen Kirchen-Ordnung“ der Länder Kleve und Mark von 1662 und der „Kirchenordnung  für die evangelischen Gemeinden der Provinz Westphalen und der Rhein-Provinzen“ von 1835

5.1  Vorbemerkung

Auf den ersten Blick scheint es einfach, zwei Kirchenordnungen miteinander zu vergleichen. Theoretisch muss man sich nur auf die Inhalte konzentrieren und die Gemeinsamkeiten und Differenzen herausarbeiten. Doch praktisch gilt es so vieles dabei zu beachten. Die unterschiedlichen geschichtlichen Hintergründe und Umstände spielen eine Rolle, die Situation der Kirche und Gemeinden ist einzukalkulieren, das soziale Umfeld ist wichtig, und nicht zuletzt bedarf es natürlich einer Analyse des Aufbaus und Inhalts der Kirchenordnungen selbst. Kirchenordnungen sind immer auch ein Spiegel ihrer Zeit, sie zeigen Missstände auf und fordern entweder eine Neubesinnung der Kirche oder die Sicherung ihrer Stabilität, um wieder in geordneten Bahnen zu laufen. Kirchenordnungen sind für schlechte Zeiten gemacht. Daher sind sie auch nicht leicht mit-

einander zu vergleichen, da ihr Zustandekommen unter völlig verschiedenen Veraussetzungen steht. Nichtsdestotrotz ist es lohnenswert, solch einen Versuch zu unternehmen. Die Existenzbedingungen der Gemeinden treten bei einer genaueren Analyse der Kirchenverfassungen deutlich zu Tage, ebenso verhält es sich mit dem Zustand der Kirche. Es zeichnet sich ein klares Bild des kirchlichen und gemeindlichen Lebens und ihrer Strukturen, wie sie sind bzw. wie sie sein sollen.

5.2.  Der Vergleich

Parallel erweist sich schon einmal der Umfang beider Verfassungen. Mit 155 Paragrafen ist die RKO ebenso ausführlich wie die RWKO mit 148 Paragrafen. Beide beginnen mit einem einleitenden Vorwort der jeweiligen Herrscher ihrer Zeit, denn die einzig legitime Instanz zur Dekretierung von Kirchenordnungen ist im evangelischen Kirchwesen die weltliche Obrigkeit.
 Dies ist im 16./17. Jh. ebenso der Fall wie im 19. Jh.

Der Aufbau der RKO und RWKO zeigt jedoch schon deutliche Unterschiede. Die Ordnung der Themenkapitel bzw. Themenabschnitte macht klar, worauf in den beiden Verfassungen das Gewicht gelegt wird. Die RKO beginnt mit dem großen Komplex über die „Bedienung des Predigt-Amts“. Der RKO kommt es auf die Definition des Amtes an, zentral ist die Vermittlung des Glaubens durch den Prediger in seinem Amt. Genauestens wird festgelegt, welche geistige Haltung ein Prediger einnehmen (u.a. dass er „an Christi statt“ das Wort Gottes verkündet
) und welche Einstellung er zu seiner Gemeinde entwickeln soll (er möge sich z.B. „in den Verstand und Gelegenheit seiner Zuhörer, bestes Fleisses, bequemen“
), sowie welche Inhalte er seiner Gemeinde zu lehren hat.
 Die Gemeinden richten sich also nach dem Prediger aus. Er ist die zentrale Figur für Lehre und Leben. Daher lassen sich auch die vielen Bestimmungen für die Beziehung des Predigers zur Gemeinde erklären. Es ist immens wichtig, dass jede Gemeinde ihren eigenen Prediger zur Verfügung hat, der eben nicht „frisch von der Schulen kommt“
, sondern zuvor reiflich in Glauben und Leben geprüft worden ist. Es muss sichergestellt werden, dass die reformierte Religion in ihrer dogmatischen Lehre und praktisch-theologischen Ausführung voll zur Geltung kommt und sich keine Abweichungen einschleichen. Lehre und christlich-sittliches Handeln, zwei Hauptsäulen reformierter Theologie, müssen durch den Prediger vorgelebt und an seine Gemeinde weiteregegeben werden. Dafür sind exakte Vorschriften notwendig. Dies ist aber lediglich eine Grundproblematik des 16. und 17. Jh.s. Die drei Konfessionen Katholizismus, Luthertum und Reformiertentum existieren – besonders in der Grafschaft Mark – eng nebeneinander. Folgen dieser Koexistenz bedeuten natürlich auch einen Austausch von religiösen Praktiken und Lehrmeinungen, die reformierten Gemeinden leben in keinem Vakuum.
 Dennoch befinden sich gerade die Reformierten in einer Minderheit und haben auch knapp 100 Jahre nach Calvins Tod immer noch mit Anfeindungen und mangelnder Anerkennung zu kämpfen. Von daher sind immer wiederkehrende Bestimmungen zur Reinheit der Lehre
 und zu einem nach reformierter Auffassung tadellosen Lebenswandel leicht zu erklären. 

Formulierungen zur Abgrenzung gegen Katholizismus, Luthertum und auch Sekten lassen sich ebenso aus der oben genannten Erläuterung heraus verstehen. Niemand „aus widriger Religion“
 darf z.B. als Prediger in den Gemeinden auftreten, es sei denn, er hat sich mindestens über einen Zeitraum von zwei Jahren in der reformierten Religion bewährt, wobei auch dann alle Gepflogenheiten der anderen Konfessionen unterlassen werden müssen.
 Ebenso verhält es sich mit einigen Bestimmungen zum Kultus. Kein Reformierter soll sein Kind bei „den Papisten“
 taufen lassen, einem Mitglied einer anderen Konfession, sei es „Heyde, Jude, Wiedertäuffer, oder diejenige, welche sonst einer wiedrigen und solcher Religion sind, die den Grund der Seligkeit verläugnen“
 ist die Heilige Taufe verwehrt. Die Grenzen sind klar: Das Reformiertentum behauptet für sich den Anspruch der `rechtgläubigen´ Religion, der orthodoxia, während alle übrigen Konfessionen nur als `widrig´ oder gar „widerwärtig“
 gelten können. Bei der Ausspendung des Abendmahls soll „keine absonderliche Samlung vor die Armen geschehen“
, um „abergläubische[ ]“
 Bräuche des Papsttums gar nicht erst aufkommen zu lassen. Diese drei Beispiele aus dem kultischen Leben der reformierten Gemeinden mögen genügen, um deutlich zu machen, wie bedacht und streng man darauf achtet, die eigene Religion `rein´ zu halten und vor möglichen Einflüssen anderer Konfessionen zu schützen, die doch als Gefahr erscheinen. Die enge Verflechtung von Religion und Gesellschaft ist eine das alltägliche Leben bestimmende Wirklichkeit.

Ganz anders dagegen die unierte Kirchenordnung. Sicherlich kann es in einer unierten Kirche nicht mehr um Abgrenzung und Sicherung der eigenen Bräuche gehen.
 Was dagegen viel mehr im Vordergrund steht, ist die Neuordnung von Kirchenverfassung und Kirchenstrukturen, begründet durch einen fundamentalen Wandel von Staat und Gesellschaft. Deutschland wird durch die neue Staatlichkeit als separate Größe konstituiert. Parallel dazu entwickelt sich eine Neugestaltung der evangelischen Kirche, welche letztendlich in die Union von Lutheranern und Reformierten mündet. Von diesen Entwicklungen gibt auch die RWKO ein gutes Bild. Ihr kommt es in erster Linie darauf an, das Kirchwesen zu ordnen, Raum für die neue Union zu schaffen und das Verhältnis zwischen Kirche und Staat zu definieren. Daher beginnt die RWKO nicht mit der Ver-

mittlung des Glaubens durch den Prediger, die noch so zentral für die Kirchenordnung des 17. Jh.s war, sondern mit dem Aufbau und den Rechten der Gemeinden. Dem Staat ist es wichtig, sehr genau über die einzelnen Gemeinden und deren Strukturen Kenntnis zu haben. Das Gleiche gilt für das gesamte Kirchwesen. Es ist nicht überraschend, wenn die RWKO dieses Thema mit 52 Paragrafen sehr genau fixiert und analysiert. Doch nicht allein der Wunsch des Staates nach Ordnung und Regelung der Kirche macht den Umfang der Bestimmungen über den Kirchenaufbau aus, sondern es geht der königlichen Regierung Preußens um Mitsprache. Die RWKO ist ein Kompromiss zwischen kirchlicher Autonomie und staatlich gelenkten Konsistorien, die beide um die Führung und Gestaltung der Kirche ringen. So nimmt der Abschnitt über die Kreisgemeinden und -synoden und vor allem die Funktionsdefinition des Superintendenten einen sehr breiten Raum ein, da dieser als `Mittler´ und Sprachrohr zwischen Konsistorium und Gemeinden fungiert.
 Auf der nächsthöheren Kompetenzebene sind es der Präses der Provinzialsynode und der Generalsuperintendent als Vertreter des Königs, die für Pfarrer und Gemeinden verantwortlich sind und sich somit die Machtausübung teilen müssen.

Ein so deutliches Eingriffsrecht des Staates findet sich in der RKO nicht. Dort scheint die Selbstverwaltung der märkischen Kirche absolut, die Presbyterien und Synoden als wirklich ausführende Instanzen, obwohl Kurfürst Friedrich Wilhelm I. in einem Anhang bekräftigt, die Kirchenordnung „zu jeder Zeit vermindern, vermehren, und nach Gelegenheit ändern und aufheben“
 zu können. Die Klausel deutet die vom Kurfürsten beanspruchte Episkopalgewalt an.
 Jedoch regelt die reformierte Kirche ihre Interna selbst, von den Presbyterien über die Kreis- und Provinzialsynoden bis zur Generalsynode.
 Ihre Prediger wählen die Gemeinden selbst, ebenso wird die Wahl des Superintendenten nebst Assessor und Scriba sowie die Wahl des Präses der Provinzialsynode von den teilnehmenden Mitgliedern durchgeführt und bedürfen im Gegensatz zur RWKO keine zusätzliche Bestätigung durch staatlich gelenkte Konsistorien. 

In der RKO liegt uns das Abbild einer sich von unten her, aus sich selbst heraus entwickelten Kirche vor, „die Presbyterien und Synoden alten Stils [sind] seinerzeit an die Stelle des durch die Reformation beseitigten Organismus des päpstlichen und bischöflichen Kirchenregiments getreten“
 und haben daher mit den „Presbyterien und Synoden modernen Stils“
 nicht viel gemein. Die RWKO macht dagegen deutlich, wie „auf einen seit Jahrhunderten bestehenden kirchenregimentlichen Organismus“
 das System der staatlichen Kirchenverwaltung mit ihren Konsistorien und kirchlichen Behörden „aufgepfropft“
 worden ist. Der ursprüngliche Charakter der reformierten Presbyterien und Synoden ist damit zwar nicht verdrängt, jedoch hat eine Veränderung nachteiligen Charakters für die Kirche stattgefunden. Ihre Verwaltung steht immer in Abhängigkeit zum Staat, stets muss eine endgültige Bestätigung für kirchliche Entscheidungen durch den Staat erfolgen. Besonders § 148 der RWKO, der nicht nur das Kultusministerium und die Regierungen als Aufsichtsbehörden aufzählt, sondern auch die Konsistorien und den Generalsuperintendenten, hat seinen Grund in dem im 19. Jh. blühenden Territorialismus. Andererseits besteht doch ein Unterschied zu wirklicher kirchenregimentlicher Tätigkeit, wie sie z.B. im Luthertum begegnet. Die RWKO ist einzigartig in ihrer Zeit. Die kirchlichen Organe wie Presbyterien und Synoden sind die eigentlichen Kirchenverwaltungsorgane, zwar in Abhängigkeit zum preußischen Staat, aber doch eigen- und selbstständige Instanzen zur Verwaltung des Kirchwesens, wie es laut reformierten Grundsätzen gefordert und in der RKO festgehalten ist. Dennoch ist es unumgänglich zu sagen, dass „das lutherische
 und das calvinische Verfassungssystem auf prinzipiell verschiedenen Grundgedanken beruhen“
 und es eine heikle Gratwanderung war, beide Systeme miteinander zu verknüpfen.
 Die RWKO enthält also im Gegensatz zur RKO eine prinzipielle Ambivalenz.

Ein weiterer Punkt für einen interessanten Vergleich liegt in der Definition der Presbyterien. Beide Kirchenordnungen kennen natürlich sowohl das Amt des Ältesten als auch die Bedeutung des Presbyteriums und führen beides als wichtigen Bestandteil der Gemeinden auf. Doch schon die Begründung für die Einsetzung eines Presbyteriums differiert. Die RKO beruft sich klar auf die Heilige Schrift: Jede Gemeinde soll ihr Presbyterium haben „wie zu der Apostel Zeiten im Brauch gewesen“
. Hier liegt also ein eindeutig biblischer Bezug vor. Die reformierte Kirche bezieht ihr Verständnis direkt aus der Bibel, sie beruft sich auf Jesus Christus. Kirchenverfassung muss in erster Linie schriftgemäß sein. Der reformierten Religion sind nicht nur „die religiösen Gedankenkreise der hl. Schrift normativ, sondern auch die darin beschriebenen sozialen Ordnungen und Einrichtungen“
, sodass sie übernommen worden sind.
 Es kommt bei der Verfassung also nicht zuerst darauf an, „was zweckmässig oder was geschichtlich überliefert sei, sondern einzig und allein darauf, was Gott oder Christus in seinem hl. Worte angeordnet habe“
, denn die Schriftgemäßheit und der urchristliche Charakter liefern den Maßstab zur Beurteilung bestehender oder zur Begründung neuer Einrichtungen in der Kirche. Die RWKO dagegen sieht in der Einrichtung von Presbyterien vorrangig die Repräsentation der Gemeinden. Sie werden durch ihre Presbyterien „vertreten“
, welche sich um die speziellen Bedürfnisse der jeweiligen Parochie kümmern. 

Ein biblischer Bezug findet sich nirgendwo in den betreffenden Paragrafen der RWKO, das Presbyterium scheint eher aus rein praktischen Gründen seine Legitimation zu erhalten. Das Presbyterium ist das repräsentierende „Organ der Gemeinde“
 und erhält von ihr seine Vollmacht.
 Ein weiteres Indiz für dieses Repräsentationsprinzip gibt die Bestimmung zur Einführung einer „größeren Gemeinderepräsentation“
, die dem Presbyterium zur Seite gestellt wird. Sie soll den Mandatscharakter des Presbyteriums noch schärfer zum Ausdruck bringen. Ein Unterschied zur RKO liegt auch darin, dass neben den Presbyteriumsmitgliedern die Gemeinderepräsentanz die Ältesten in das Presbyterium wählt.
 In der RKO gelten noch die Bestimmungen, dass entweder der „Inspector Classis“ die Ältesten in das Presbyterium wählt oder das Presbyterium selbst durch Kooptation.
 Warum wird also in der RWKO so viel Wert darauf gelegt, dass die Gemeinde – in Gestalt der Gemeinderepräsentanz – ihr Presbyterium selbst wählen kann? „Weil sie [sc. Die Mitglieder der Gemeinderepräsentation] Vertreter der Gemeinde sind und ihren Amtsauftrag von ihr ableiten, weil ihr Beruf ist, den Willen, die Ansichten und Wünsche der Gemeinde auszusprechen, die kirchlich-öffentliche Meinung darzustellen und zur Geltung zu bringen.“
 

Mit der stärkeren Hervorhebung des repräsentativen Charakters des Presbyteriums und damit auch des Ältestenamtes hängt letztendlich auch die schwächere Betonung der Pflichten zusammen. Während die RKO „den Aeltesten nicht blos die gewissenhafteste Erfüllung ihrer eigentlichen Amtspflichten, sondern auch einen streng sittlichen und kirchlichen Lebenswandel als Vorbild für die Gemeinde zur heiligen Pflicht macht“
, regelt die RWKO zwar auch die Aufgaben der Ältesten, doch eher im Zusammenhang mit einer Mitgliedschaft im Presbyterium. Das Gewicht liegt auf der Arbeit im Kollegium, nicht auf den Pflichten und dem Lebenswandel der einzelnen Person.

War die Hauptaufgabe der Ältesten, so wie sie uns die RKO darstellt, die Ausübung und Überwachung der Kirchendisziplin und damit ein intensiver Kontakt zur Gemeinde,
 so erscheint die Kirchenzucht in der RWKO nur als eine Funktion unter vielen anderen und „wird von diesen fast erdrückt“
. Eine größere Rolle spielen erst einmal äußere Bestimmungen der Mitgliedschaft zum Presbyterium (z.B. Alter, Verwandtschaft
), dann aber auch die Berechtigung zur Wahl des Pfarrers und der Kirchendiener und nicht zuletzt die Verwaltung der kirchlichen Finanzen (der sogar ein eigener Abschnitt eingeräumt ist
). Viel wichtiger ist also die rechtliche Vertretung der Gemeinde nach außen, neben der die Übung der Kirchenzucht eher den Eindruck von Beiläufigkeit erweckt. 

Der Vergleich der RKO und RWKO im Hinblick auf das Ältestenamt und die Aufgaben des Presbyteriums ergibt eine deutliche Differenz. Das Presbyterium der RWKO ist weder seiner Begründung noch seiner rechtlichen Stellung noch seinem Wirkungskreis nach dasselbe, wie es uns in der RKO begegnet. Als genuin reformiert kann es in der RWKO nicht mehr gelten.

Was die sozialen Elemente wie Diakonie oder die Versorgung der Witwen und Waisen eines Predigers angeht, so laufen die beiden Kirchenverfassungen in diesem Punkt parallel. Sowohl die RKO als auch die RWKO legen Bestimmungen zur Einrichtung eines Armenfonds und zu dessen Verwaltung fest.
 Diakone haben für die korrekte Verteilung des Geldes zu sorgen und sind dabei dem Presbyterium gegenüber verantwortlich. Ebenso wird eine Versorgung der Witwe und Waisen eines verstorbenen Predigers garantiert, das sogenannte Nachjahr. 

Ein Novum im Gegensatz zur RKO bietet die RWKO mit der Einführung der Kirchenbeamten. Zusätzlich zum Prediger und den Diakonen regelt die RWKO explizit die Aufgaben und auch die Gehälter der Kirchenbeamten, zu denen die Kirchenvorstände zählen (welche allerdings unentgeldlich arbeiten),
 der Küster inklusive seiner Gehilfen, Vorsänger und Organisten.
 Eine derartige Differenzierung von Ämtern und damit auch der Fixierung ihrer Tätigkeiten liegt in der RKO noch nicht vor, obwohl ihr die Notwendigkeit von Küster und Organist in einer Gemeinde natürlich nicht fremd gewesen sein dürfte.

Hinsichtlich des Kultus und der Kasualien lassen sich auch nur wenige Unterschiede feststellen. Die Festlegung auf die zwei Sakramente – Taufe und Abendmahl – findet sich in beiden Kirchenordnungen, ebenso Bestimmungen zu den Sonn- und Feiertagen, Eheschließungen, Beerdigungsfeierlichkeiten und der Kirchenzucht bzw. Kirchendisziplin. Sehr viel Wert legt die RKO dabei natürlich wieder auf die strikte Ausschließung der Riten anderer Konfessionen und parallel dazu die hohe Wertschätzung der eigenen Religion. Damit sind auch die detaillierten und strengen Bedingungen für eine Eheschließung zu begründen. Im 17. Jh. waren besonders konfessionelle Mischehen ein gängiges Phänomen, das auch in der RKO seine Aufnahme findet.
 Die Ehe ist in erster Linie eine „Ordnung GOttes“
, die nicht ohne weiteres und unüberlegt eingegangen werden darf. Vorrangig werden dafür moralische Gründe angeführt, so müssen die Eltern oder Vormünder der Ehe zugestimmt haben, die Verlobten müssen alt genug sein und sich der Sexualität vor der Ehe enthalten. Kirchenzucht und starke Integrität in der Gemeinde sind hier vorrangig. Die RWKO dagegen verliert nicht so viele Worte darüber. Zwar gilt dort die Ehe ebenfalls als „eine christliche von Gott geheiligte Verbindung“
, jedoch fehlen Formulierungen zu Ehebedingungen und zum moralischen Aspekt fast völlig. Wichtig erscheint allzumal, dass die kirchliche Einsegnung der Ehe nur bei Verbindungen stattfindet, „welche nach den Landesgesetzen erlaubt sind“
. Hier scheint eher das weltliche Recht Vorrang zu haben, und erst bei seiner Zustimmung vermag der kirchliche Vorgang seinen Weg zu gehen.

6. Zusammenfassung und Schluss

Es wurde gezeigt, dass die RKO und die RWKO aus völlig verschiedenen historischen Voraussetzungen entstanden und von diesen her auch zu verstehen und zu interpretieren sind. Das Jahr 1662 blickt u.a. auf den Dreißigjährigen Krieg und dessen Auswirkungen zurück und liegt im Zentrum der Koexistenz von Katholizismus, Luthertum und Reformiertentum sowie ihrer konfessionellen Intoleranz. Von daher sind gerade in der RKO, die immerhin zu der Zeit eine reformierte Minorität in der Grafschaft Mark vertritt, die konfessionellen Abgrenzungen und Seitenhiebe speziell gegen den Katholizismus zu verstehen. Nichtsdestoweniger bedeutet die Konstituierung einer eigenen reformierten Kirchenordnung eine Sicherung der gemeindlichen und kirchlichen Interessen sowie den Anfang einer gewissen Ordnung und Sicherheit in den Wirren der Zeit. Das 17. Jh. ist in vielerlei Hinsicht eine „Übergangsperiode, in der seit dem Mittelalter bestehende Strukturen und Mentalitäten allmählich durch Neues verdrängt wurden“
, aber auch ein Zeitalter der Angst und Krisen, in dem Hoffnung und Innovation wie auch wirtschaftlicher Niedergang und Hungersnöte nebeneinander stehen. Die RKO ist ein Schlüsseltext dieser Zeit, ein Bild der reformierten Kirche, wie sie sich im 17. Jh. in der Grafschaft Mark etabliert hat und sich weiterhin in ihrem Glauben und ihren Strukturen behaupten will.

Mit der RWKO verhält es sich ähnlich. Das Ringen um ein zeitgemäßes Kirchenver-ständnis und Bestrebungen zur Kirchenreform seitens des preußischen Staates sind die bestimmenden kirchengeschichtlichen Themen des 19. Jh.s. König Friedrich Wilhelm III. bemüht sich intensiv um eine Union von lutherischer und reformierter Kirche. Durch eine mehr als 150 Jahre andauernde Koexistenz lutherischer und reformierter Gemeinden findet der Aufruf des Königs daher auch ein durchaus positives Echo. Die Grenzen zwischen den beiden reformatorischen Kirchen sind verwischt und durchlässig geworden, die konfessionellen Gegensätze zurückgetreten, sodass der Weg zur Einheit offen steht. Problematisch empfindet man jedoch Friedrich Wilhelms Bestrebungen zur Einführung einer Einheitsagende und die Infragestellung der traditionellen synodal-presbyterialen Kirchenordnung. Gegen beide Pläne erhebt sich erbitterter Widerstand in der Pfarrerschaft und den Gemeinden. Die RWKO ist gleichzeitig Kompromiss und Ergebnis dieser vielfältigen Auseinandersetzungen. Der Staat akzeptiert hier die im Protestantismus verankerte Autonomie und Selbstverwaltung der Kirche, die Gemeinden müssen jedoch die Organe der preußischen Konsistorialverfassung (Konsistorien und Generalsuperintendenten) anerkennen. Doch der Anfang einer eigenen kirchlichen Verfassung ist damit gemacht.
� Vgl. M. Brecht, Kirchenordnung, 22.


� Ebd.


� Ebd.


� Der provisorische Teilungsvertrag von Xanten (12.11.1614), das Düsseldorfer Abkommen nach dem Dreißigjährigen Krieg (8.4.1647) und schließlich der Klever Hauptausgleich (9.9.1666) bestätigen letztendlich die Aufteilung des Territoriums, vgl. J. van Norden, Kirche und Staat, 13, sowie W. - D. Hauschild, LKDG2, 172.


� J. van Norden, Kirche und Staat, 13.


� Vgl. ebd. und W. Noelle, Lutheraner und Reformierte, 13.


� Ders., Grafschaft Mark, 3.


� Nach dem Augsburger Religionsfrieden 1555 sind nur der Katholizismus und Protestantismus anerkannt. `Sekten´ wie der Calvinismus unterliegen nicht der neuen Friedensordnung, sondern dem Reichsketzerrecht, vgl. W. - D. Hauschlild, LKDG2, 157.


� Auch im Westfälischen Frieden wird die Grafschaft Mark als Sonderfall angeführt aufgrund ihrer historischen Vorgeschichte.


� W. H. Neuser, Grundriß, 128. Den drei Religionen steht es nun frei, „ihr Exerzitium `ohne Nachteil und Beschwer anderer Religion´ auf eigene Kosten einzuführen. Es wurde gestattet, dass die Konfessionen nach eigener Kirchenordnung (Hervorhebung der Verfasserin), auf eigene Kosten und ohne Benachteiligung der anderen Kirchen bauten, sowie Prediger und Schuldiener beriefen“, W. Noelle, Grafschaft Mark, 4.


� W. - D. Hauschild, LKDG2, 609.


� W. H. Neuser, Grundriß, 106.


� So gibt es vielerorts Auseinandersetzungen zwischen den beiden evangelischen Gemeinden. Die verbalen Angriffe des Pfarrers Philipp Nicolai (1556-1608) in Unna bilden einen traurigen Höhepunkt in dieser Zeit: Er bezichtigt die Reformierten, den Teufel anzubeten, vgl. ebd. Am 20.4.1660 muss das Gesetz, welches den Frieden sowie den Respekt unter den drei Konfessionen fördern soll (3.10.1656), erneuert und mit Nachdruck auf seine Einhaltung hingewiesen werden: „Alle Reden, die Verwirrung und Verbitterung hervorrufen“, sollen unterlassen „und statt dessen die reine, heilsame Lehre“ gepredigt werden, W. Noelle, Grafschaft Mark, 8. 


� Ebd. Gemeint sind übrigens die Ämter nach Eph 4,11, von denen aber nur die Hirten und Lehrer ein bleibendes Amt innehaben, sowie noch weitere Gaben nach Röm 12,7 und 1 Kor 12,28, wovon aber ebenso nur die Funktionen der Regierung und Armenpflege dauerhaft sind, vgl. K. Rieker, Grundsätze, 102f.


� So ist z.B. diese Einteilung in der evangelisch-lutherischen Kirchenordnung der Länder Kleve und Mark von 1687 deckungsgleich.


� W. H. Neuser, Grundriß, 105.


� Vgl. RKO, §§ 56, 76.


� Vgl. a.a.O., § 79.


� Vgl. a.a.O., § 83f.


�  Die märkische Provinzialsynode (synodus Marcana) bildet mit den benachbarten rheinischen Synoden Kleve (synodus Clivensis), Berg (synodus Montensis) und Jülich (synodus Juliacensis) die Generalsynode der `vier vereinigten Lande´, Stenger, Das synodale Leben, 2.


� Vgl. RKO, §§ 75f, 86.


� Schon 1641 entstehen die Klassen Hamm und Süderland, 1644 folgt Unna-Kamen, 1652 die Classis Rhuralis, vgl. W. H. Neuser, Grundriß, 105.


� Ebd.


� RKO, Vorwort.


� Ebd.


� Die Kapitel sind von mir selbst durchnummeriert worden. Zur Vereinfachung möchte ich die Zählung im Folgenden beibehalten:


Kapitel 1: „Von Bedienung des Predigt-Amts, der Schulen, der Eltesten und Diaconen, oder Allmosen-Pfleger“, §§ 1-33. Hier liegt jedoch eine Ausnahme vor. Meines Erachtens umfasst diese Überschrift die Kapitel 1-6. Das tatsächliche 1. Kapitel bahandelt nur das Thema „Von der Bedienung des Predigt-Amts“ und wird von mir auch im Verlauf der Arbeit so bezeichnet werden.


Kapitel 2: „Von dem Unterhalt der Prediger, und deroselben Wittwen und Waysen“, §§ 34-44,


Kapitel 3: „Die Censur der Prediger“, §§ 45-48,


Kapitel 4: „Schul-Ordnung“, §§ 49-52,


Kapitel 5: „Der Eltesten Amt und Bedienung“, §§ 53-58,


Kapitel 6: „Von Diaconen und Armen-Pflegern“, §§ 59-61,


Kapitel 7: „Von den Kirchlichen Versamlungen“, §§ 62-71,


Kapitel 8: „Von den PRESBYTERIIS oder Kirchen-Räthen“, §§ 72-76,


Kapitel 9: „Von den Classen“, §§ 77-81,


Kapitel 10: „Von dem PROVINCIAL SYNODO“, §§ 82-86,


Kapitel 11: „Von dem SYNODO GENERALI“, §§ 87-90,


Kapitel 12: „Von der Kirchlichen Uebung“, §§ 91-95,


Kapitel 13: „Von dem Gebet“, §§ 96-99,


Kapitel 14: „Von Bedienung der H. Taufe“, §§ 100-113,


Kapitel 15: „Von dem H. Abendmahl“, §§ 114-132,


Kapitel 16: „Von Sonn- Fest- Fast- Buß- und Bet-Tagen“, §§ 133-134,


Kapitel 17: „Von der Kirchen-Zucht, und EXCOMMUNICATION“, §§ 135-141,


Kapitel 18: „Von den Ehe-Sachen“, §§ 142-155.


� Vgl. a.a.O., §§ 2, 5.


� Vgl. a.a.O., §§ 8, 11, 13-17, 34.


� Vgl. a.a.O., §§ 19-23.


� Vgl. a.a.O., §§ 10, 12 (plötzlicher Tod eines Predigers), 14 (fehlender Kompetenznachweis des Predigers), 18 (Inkompetenz eines Predigers), 28 (Massensterbefälle), 35 (Probleme bei der Lohnfestsetzung).


� „Dieweil es Gott wohlgefallen, durchs Predigt-Amt ... den wahren Glauben zu würcken, zu vermehren und sein Volck selig zu machen.“ a.a.O., § 1.


� Vgl. auch a.a.O., § 2.


� A.a.O., § 21.


� A.a.O., § 1.


� Vgl. a.a.O., Kap. 17, §§ 135-141. Die große Bedeutung der Kirchenzucht in der reformierten Kirche liegt dem Streben nach Heiligkeit zugrunde, nämlich der Heiligung aller Mitglieder im Hause Gottes, vgl. K. Rieker, Grundsätze, 64f.


� RKO, § 2.


� A.a.O., § 32.


� A.a.O., § 3.


� A.a.O., § 6.


� Ebd.


� Vgl. a.a.O., § 56.


� Stenger, Das synodale Leben, 29.


� Vgl. RKO, § 8: „Wegen des Berufs, soll es nach dieser Landen herbrachtem üblichen Gebrauch, und jeder Kirchen Zustand gehalten werden.“ § 9: „Womit gleichwol der weltlichen Landesfürstl. Obrigkeit, oder andern weltlichen Richtern, welchen die Collation und Confirmation zustehen kann, nichts benommen seyn soll.“ Und § 17: Den Patronis und Collatoribus ... soll Ihr hergebrachtes Recht und Gerechtigkeit ... ungeschwächet bleiben.“


� So gibt es Privatpatrone, die das Kollationsrecht innehaben, das Recht zur Besetzung einer Predigerstelle. Dieses Recht wird aber gerade von einigen reformierten Gemeinden, welche unter einem Patronat stehen, kritisch betrachtet und als Widerspruch zu den Regelungen ihrer Kirchenordnung von 1662 empfunden. Die meisten privaten Patrone, oftmals Adlige oder aus wohlhabenden Familien stammend, sind nicht bereit, auf ihr Recht der Predigerwahl zu verzichten und versuchen, das uneingeschränkte Besetzungsrecht für die Predigerstelle durchzusetzen, notfalls gegen den Willen der Gemeinde. Als Beispiel sollen die problematischen Verhältnisse der Gemeinde Heeren gelten, die in heftiger Konkurrenz zu dem herrschenden Patron Jobst Heinrich von Plettenberg steht, vgl. K. - H. Stoltefuß, Predigerwahlen, 143-161.


� A.a.O., 145, Hervorhebung im Original.


� RKO, § 17.


� Vgl. a.a.O., § 9, 17.


� Vgl. a.a.O., §§ 19-27.


� „Treuer Haushalter“, „Gnade und Geheimnisse GOttes“, „an Christi statt“, „in Kraft des Geistes“, „daß GOtt, in allen Dingen, durch Ihn gepriesen“, „den heylsamen Grund des Glaubens“ u.ö., a.a.O., § 19.


� A.a.O., § 19.


� Ebd.


� Ebd.


� A.a.O., § 20


� Ebd.


� Hauptverfasser ist 1563 Zacharias Ursinus, vgl. W. – D. Hauschild, LKDG2, 399f.


� RKO, § 20.


� Vgl. K. Rieker, Grundsätze, 65.


� RKO, § 46.


� Ebd.


� Das Kapitel enthält Bestimmungen für einen einheitlichen Schulunterricht, welcher eng an die reformierte Lehre geknüpft ist. Ziel ist: Kinder und Jugendliche „zum Gehorsam gegen ihre Obrigkeit, Eltern und alle, die ihnen vorgestellet sind, [zu] ermahnen, in den freyen Künsten, den Sprachen und Sitten, und sonsten in allen Tugenden, und insbesonderheit der Gottesfurcht, [zu] unterweisen“, a.a.O., § 50.


� A.a.O., § 53.


� A.a.O., § 56.


� Das Presbyterium hat, „Da es vonnöthen ist, in der Gemeine vor zu lesen, zu singen, zu catechisieren, in Absents der Prediger zu beten ... und auf alles gute Acht zu haben, auch endlich die Christliche BuZucht ... neben dem Prediger zu üben.“ Des Weiteren hat das Presbyterium für den Unterhalt des Predigers zu sorgen, a.a.O., § 56.


� K. Rieker, Grundsätze, 68.


� Ebd.


� Ebd.


� Stenger, Das synodale Leben, 26.


� RKO, § 62.


� Ebd.


� Vgl. a.a.O., § 72.


� Vgl. a.a.O., §§ 66, 79.


� Vgl. a.a.O., § 78.


� Vgl. a.a.O., § 87.


� Vgl. a.a.O., § 89.


� Vgl. a.a.O., §§ 23, 27, 56.


� A.a.O., § 65.


� Ebd.


� Ebd.


� Ebd.


� „Das Motiv dieser gottesdienstlichen Gestaltung der Sitzungen der kirchelichen Kollegien finden wir in der reformierten Vorstellung, dass Christus nur dann darin als König und Herr gegenwärtig ist, wenn sie von seinem Geiste und Worte sich regieren lassen, wenn sie in seinem, nicht in ihrem Namen tagen, beraten und beschliessen.“ K. Rieker, Grundsätze, 128.


� RKO, § 76.


� A.a.O., § 18, vgl. aber auch §§ 17, 46, 61, 140.


� A.a.O., § 89.


� J. van Norden, Kirche und Staat, 18.


� RKO, Nachwort.


� Vgl. K. Rieker, Grundsätze, 194: „Da nun jede Beeinträchtigung der Selbständigkeit der Kirche eine Antastung der Kronrechte Christi über sie darstellt, liegt auf der Hand, dass der Calvinismus viel empfindlicher ist gegen kirchliche Eingriffe und Übergriffe des Staates und darum viel mehr Veranlassung zur Lösung des Bandes zwischen Staat und Kirche hat als das Luthertum.“ 


� So finden sich in der Kirchenordnung immer wieder Bestimmungen oder eher Bitten, dass man etwaige Differenzen, sei es zwischen Prediger und Ältesten oder der Gemeinde, seien es Mahnungen oder sonstige Streitpunkte, untereinander im vertrauten Gespräch begleichen und Konflikte friedlich und ohne großes Aufheben lösen möge, vgl. RKO, §§ 47, 58, 129, 130, 136, 137.


� A.a.O., § 91. Die fünf Hauptstücke der reformierten Religion sind die Zehn Gebote, das Glaubensbekenntnis, das Vaterunser, sowie Taufe und Abendmahl.


� Vgl. a.a.O., § 92.


� W. H. Neuser, Grundriß, 137, vgl. auch Karte 5, 138f. Es ist in diesem Zusammenhang irrelevant, dass die Karte die evangelischen Kirchenkreise und -gemeinden in der Aufteilung von 1848 zeigt, da auch hier deutlich wird, wie sehr die Grafschaft Mark in konfessioneller Hinsicht gemischt ist, auch 1662.


� RKO, § 106.


� A.a.O., § 112.


� Vgl. a.a.O., § 131.


� Vgl. a.a.O., § 154. Hier wird sogar von einem „Haß der Religion“ gesprochen, vgl. auch W. Noelle, Grafschaft Mark, 12f.


� K. Rieker, Grundsätze, 65.


� Auch angesichts „der durch die Kriegsgreuel vielerorts verursachte Auflösung der Ordnung erwies sich die Kirchen- und Sittenzucht als zentrale Aufgabe für Geistlichkeit und Obrigkeit“, W. – D. Hauschild, LKDG2, 589.


� Vgl. RKO, § 135.


� A.a.O., § 56.


� A.a.O., § 138.


� Vgl. a.a.O., §§ 138, 140f.


� Stenger, Das synodale Leben, 24.


� K. Rieker, Grundsätze, 67.


� A.a.O., 66, Hervorhebung im Original.


� Zu dem nun folgenden Abschnitt über die kirchengeschichtlichen Ereignisse zwischen 1814 und 1835 vgl. W. - D. Hauschlid, LKDG2, 755-763, W. H. Neuser, Grundriß, 136-165, J. van Norden, Kirche und Staat, 1.


� Vgl. W. H. Neuser, Grundriß, 137.


� Vgl. ders., Protokolle 1818, 259.


� W. - D. Hauschild, LKDG2, 757.


� W. Elliger, Union, 85.


� Die Abendmahlsgemeinschaft gewinnt 1816/17 auch Gestalt, vgl. W.-H. Hauschild, LKDG2, 758. Künftig werden die Synodalprotokolle ausgetauscht, bis man vom 16.-18.9.1817 zu einer neuen Gesamtsynode zusammentritt und von nun an eine dauerhafte Vereinigung der lutherischen und reformierten Synode beschließt.


� „Als Teil der Staatsverwaltung wurde das dem Summepiskopat des Königs unterstellte Kirchenwesen neu gegliedert, wobei die zentrale Kirchenleitung – das landesherrliche Kirchenregiment – von dem in enger Verbindung mit dem Monarchen arbeitenden Kultusministerium praktiziert wurde.“ A.a.O., 755, Hervorhebung im Original. Es gibt auch drei Bezirksregierungen in Münster, Minden und Arnsberg mit eigenen Kirchenabteilungen, vgl. W. H. Neuser, Grundriß, 142f.


� Unionsaufruf Friedrich Wilhelm III., vom 27.9.1817, in: W. H. Neuser, Protokolle, 482f.


� Ebd.


� Ebd.


� W. – D. Hauschild, LKDG2, 756.


� Ebd.


� W. H. Neuser, Grundriß, 158.


� Ebd.


� Die erste gemeinsame westfälische Provinzialsynode in Lippstadt vom 1.-12.9.1819 macht den Kampf um die Selbstständigkeit der Kirche besonders deutlich. Nach dem Willen der Staatsregierung soll den kirchlichen Gremien ja nur eine beratende, nicht aber beschließende Funktion zugesprochen werden. Auch sollen keine Nichttheologen bei der Leitung der Kirche und auf den Synoden mitwirken. Die Synoden sollen nur unter Beaufsichtigung der geistlichen Staatsbehörden ihre Beratungen durchführen können. Dies wird entschieden abgelehnt. Die Abgeordneten der zusammengekommenen Kreissynoden fordern die Autorität und Souveränität der Presbyterien und Synoden. Dies seien schon die Grundsätze der ersten Apostel gewesen, die ersten Gemeinden hätten ihre Angelgenheiten unabhängig vom Staat geregelt. Die Kirche könne nicht zwei Stände, einen herrschenden und beherrschten, akzeptieren. Die Provinzialsynode von Lippstadt tritt einmütig für die presbyterial-synodale Ordnung ein und versucht, in einer das staatskirchliche Denken bestimmenden Zeit die Eigenständigkeit der Kirche zu wahren und den Weg für eine staatsfreie, sich selbst ordnende Kirche zu ebnen, vgl. W. Rahe, Entstehung, 55-63.


� W. – D. Hauschild, LKDG2, 762.


� Vgl. W. H. Neuser, Grundriß, 162.


� W. – D. Hauschild, LKDG2, 762.


� Vorwort der RWKO.


� Ebd.


� Ebd.


� Erster Abschnitt: Von den Ortsgemeinen, Presbyterien und den größeren Gemeine-Repräsentationen, §§ 1-33,


Zweiter Abschnitt: Von der Kreis-Gemeine und der Kreis-Synode, §§ 34-43,


Dritter Abschnitt: Von der Provinzial-Gemeine und der Provinzial-Synode, §§ 44-52,


Vierter Abschnitt: Von der Erledigung, Wiederbesetzung und Vertretung des Pfarramts, §§ 53-65,


Fünfter Abschnitt: Von den Pflichten des Pfarrers, §§ 66-74,


Sechster Abschnitt: Von dem öffentlichen Gottesdienst und andern heyligen Handlungen, §§ 75-116 (allerdings wird dieser Abschnitt in weitere Punkte unterteilt, nämlich 1. Von der Feier des öffentlichen Gottesdienstes, §§ 75-85, 2. Von der Feier der Sakramente, §§ 86-102,  3. Vom Religions-Unterricht der Jugend und der Konfirmation, §§ 103-111, 4. Von der Ordination, §§ 112-113, 5. Von der Einsegnung der Ehe, § 114, 6. Von den Beerdigungs-Feierlichkeiten, § 115, 7. Von der Sonn- und Festtags-Feier, 


§ 116),


Siebenter Abschnitt: Von der Schulaufsicht, § 117,


Achter Abschnitt: Von der Kirchen-Disciplin, §§ 118-129,


Neunter Abschnitt: Von den Gehältern und Remunerationen der verschiedenen Kirchen-Beamten, 


§§130-137,


Zehnter Abschnitt: Von den untern Kirchen-Beamten, §§ 138-143,


Elfter Abschnitt: Von der Kirchen-Visitation, §§ 144-146,


Zwölfter Abschnitt: Von dem Kirchen-Vermögen und dessen Verwaltung, § 147,


Dreizehnter Abschnitt: Von der Staats-Aufsicht über das Kirchen-Wesen, § 148.


� Extrem findet sich dies in den §§ 14-19, 37f, 54, 56, 59, 114, 145.


� Vgl. RKO, Kapitel 8-10.


� G. Lüttgert, Kirchenverfassung, 85.


� RWKO, § 2.


� A.a.O., § 3.


� Vgl. ebd.


� Ebd.


� Ebd.


� Ebd.


� A.a.O., § 5.


� A.a.O., § 8.


� Vgl. a.a.O., §§ 14, 147. Die Verwaltung der Finanzen geschieht stets unter Aufsicht der Synode 


(§ 147).


� A.a.O., § 15.


� A.a.O., § 18.


� Des Weiteren wählt sie die Mitglieder des Presbyteriums, vgl. a.a.O., § 8.


� Welcher sowohl der Kreissynode als auch dem staatlichen Konsistorium untersteht, vgl. a.a.O., § 38, Absatz 3, 7 und 8.


� Vgl. a.a.O., § 20.


� Vgl. a.a.O., §§ 21, 23.


� K. Rieker, Grundsätze, 145.


� A.a.O., 147. So sollen z.B. auch die Vorschriften zur Verwaltung der Kirchen- und Armengüter dem preußischen Allgemeinen Landrecht entnommen sein, vgl. G. Lüttgert, Kirchenverfassung, 85.


� Vgl. RWKO, § 30.


� A.a.O., § 138.


� In Gemeinden, die unter einem Patronat stehen, entscheidet aber offenbar der Patron selbst über die Anstellung, vgl. a.a.O., § 140.


� A.a.O., § 141.


� Vgl. a.a.O., § 142, vgl. aber auch die Einflussnahme des Konsistoriums bei dem Antrag auf Amtsenthebung von Pfarrer und Kirchenvorstand, a.a.O., § 125f.


� A.a.O., § 36.


� Vgl. a.a.O., § 37.


� Vgl. a.a.O., § 38.


� Dazu gehört auch die vom Superintendenten selbst durchzuführende Kirchenvisitation. Der Superintendent prüft den Zustand der inneren und äußeren Angelegenheiten in den zum Kreis gehörenden Gemeinden und befragt den Prediger sowie das Presbyterium jeweils getrennt voneinander über etwaige Vorkommnisse, die seine Hilfe und seinen Rat bedürfen. Nach gehaltener Visitation wird der gemeindliche und kirchliche Befund in das Presbyteriumsprotokoll aufgenommen und geht sowohl an die Kreissynode als auch an das Konsistorium, vgl. a.a.O., §§ 144-146.


� Vgl. a.a.O., § 38, Absatz 8.


� A.a.O., § 38, Absatz 7.


� A.a.O., §. 38, Absatz 8.


� Vgl. ebd. sowie § 117.


� A.a.O., § 43. Das Amt des Generalsuperintendenten wird 1828 eingeführt. Der Generalsuperintendent wird vom König eingesetzt und leitet das Konsistorium (als Vertreter des Königs), vgl. W. H. Neuser, Grundriß, 162.


� RWKO, § 46.


� Vgl. ebd. In diesem Fall gehört der Scriba nicht direkt zum Vorsitz wie es auf den Kreissynoden üblich ist, sondern er hat nur das Amt des Protokollführers inne und wird auch nur für die Dauer der Versammlung gewählt. Eine Bestätigung seiner Wahl durch das Konsistorium ist daher nicht nötig, vgl. ebd.


� Ebd.


� A.a.O., § 49.


� Ebd..


� Ebd.


� Ebd.


� Ebd.


� Vgl. a.a.O., § 50.


� Vgl. a.a.O., § 52.


� Vgl. dazu auch W. H. Neuser, Grundriß, 162f und seine hilfreiche Grafik auf 164.


� Das fängt damit an, dass das Predigtamt durch „freiwillige Niederlegung, Entsetzung, Versetzung und Absterben des Pfarrers“ frei werden kann, RWKO, § 53. Daraufhin gibt es genaue Bestimmungen, was in der Zeit zwischen Abgang des alten Predigers und Wiederbesetzung der Pfarrstelle beachtet werden muss, z.B. ob ein Witwenjahr vorliegt oder nicht, ob ein zweiter Prediger in der Gemeinde ist, der den Dienst übernehmen kann oder nicht und wie in diesen Fällen der Gottesdienst kontinuierlich abgehalten werden kann, vgl. a.a.O., §§ 54-57. Vgl. aber auch im Nachhinein die Details zur Predigerwahl der Gemeinde, a.a.O., § 59, Absatz 1-18.


� Vgl. ebd.


� Stimmberechtigt ist, wer Mitglied des Presbyteriums ist, vgl. a.a.O., § 3.


� Die Berufung in eine Gemeinde muss natürlich im Nachhinein auch von der königlichen Regierung bestätigt werden, vgl. a.a.O., § 59, Absatz 15.


� A.a.O., § 70.


� A.a.O., § 66.


� A.a.O., § 67.


� W. Elliger, Union, 92. So manche theologischen Fragen werden damals übersprungen, z.B. auch die Frage „nach dem Wesen und der Verantwortlichbarkeit der Union“, W. Rahe, Entstehung, 71.


� So findet sich in der RWKO, § 92 die Formulierung, dass Taufzeugen „aus den Gliedern der evangelischen Kirche  oder doch aus einer Kirche christlichen Bekenntnisses“ stammen mögen. Welcher aber nun der Bekenntnisstand der „evangelischen Kirche“ ist, bleibt offen.


� Vgl. a.a.O., §§ 75-85. Darin finden hauptsächlich Punkte zur Verwendung der Kirchen, Zeiten für den Gottesdienst oder auch Bestimmungen zu Gesang und Glockengeläut ihre Aufnahme.


� Wann die Kinder zu taufen sind, welche Taufzeugen zugelassen werden, wie oft das Abendmahl gefeiert wird und wer dazu zugelassen werden darf vgl. a.a.O., §§ 89, 91f, 97, 99, 101f.


� § 86 spricht davon, dass Taufe und Abendmahl „von dem Erlöser selbst angeordnete Handlungen“ seien, und § 99 vermerkt, dass zur Teilnahme am Abendmahl „Zweck und die Bedeutung dieser heiligen Handlung“ verstanden werden müssen.


� A.a.O., § 100.


� Ebd.


� Die reformierte Tradition beruft sich auf 1 Kor 10,17f, während man lutherischerseits 1 Kor 11 gebraucht. Der Unionsritus besteht aus ungesäuertem Brot und Brotbrechen nach reformierter Tradition mit den Einsetzungsworten aus dem Luthertum. Allerdings treten immer wieder Schwierigkeiten auf. Was ist z.B. ungesäuertes Brot? Weißbrot oder Oblaten? „Auf den märkischen Gesamtsynoden hatte man sich auf das Brechen von Oblaten geeinigt, in Berlin auf Weißbrot. In Münster wiederum bot man Brot und Oblaten auf einem Teller an und überließ dem Empfänger die Wahl“, W. H. Neuser, Grundriß. So wird es sicherlich auch unterschiedliche Riten in den Einzelgemeinden geben, die allerdings durch die neue unierte Kirchenordnung nicht auf einen Nenner gebracht werden können.


� RWKO, § 106.


� A.a.O., § 110.


� Vgl. auch die `Prüfung´ vor dem Abendmahl, a.a.O., § 99f.


� Vgl. a.a.O., § 110.


� A.a.O., § 119.


� Vgl. a.a.O., § 118f.


� A.a.O., § 120.


� W. – D. Hauschild, LKDG2, 567.


� Vgl. RWKO, § 125f.


� Vgl. a.a.O., § 128. Vergehen können wegen „Nachlässigkeit im Amte oder kirchenordnungswidrige Verrichtung der Amtsgeschäfte, ... Nichterscheinens im Presbyterio, dem Collegion der Gemeinderepräsentanten, so wie in Kreis- Und Provinzial-Synodalversammlungen“ geahndet und mit einer „angemessenen“ Ordnungsstrafe belegt werden, a.a.O., § 127.


� Vgl. a.a.O., § 129.


� Vgl. a.a.O., § 134.


� A.a.O., § 135.


� A.a.O., § 137.


� A.a.O., § 148.


� Nach der Ausbreitung der evangelischen Bewegung tritt die Notwendigkeit auf, das Kirchwesen umzugestalten, jedoch bleibt dabei fraglich, wer neue Kirchenordnungen festsetzen darf. Bisher war dies durch das kanonische Recht und die Jurisdiktion der Bischöfe geregelt, was aber bei den neuen evangelischen Gemeinden nicht greift. Es müssen neue Instanzen gesucht werden, die zur Ausübung kirchlicher Legislative befugt sind. Letztendlich übernimmt der Staat diese Funktion. Der Erlass von Kirchenordnungen ist nun ein staatlicher Hoheitsakt, vgl. W. – D. Hauschild, LKDG2, 567.


� Vgl. dazu RKO, § 19.


� Ebd. Zudem soll er keinen unnötigen Streit hervorrufen und seine Zuhörer nicht verwirren. Der Prediger ist der Hirte der Gemeinde, vgl. ebd.


� Als Grundlage für die reformierte Lehre gilt das Alte und Neue Testament sowie der Heidelberger Katechismus, vgl. a.a.O., § 20.


� A.a.O., § 32.


� Vgl. auch K. Rieker, Grundsätze, 185.


� So darf u.a. auch keine Neuerung oder ein besonderer Katechismus eingeführt werden, vgl. RKO, 


§ 23. Ebenso sollen keine Streitschriften verfasst oder Diskussionen aufgebracht werden, da sie „in der Religion insgemein nicht viel erbauliches“ ausrichten, a.a.O., § 26.


� A.a.O., § 33.


� Ebd.


� A.a.O., § 106


� A.a.O., § 111.


� A.a.O., § 112.


� A.a.O., § 131.


� Ebd.


� Vgl. W. – D. Hauschild, LKDG2, 565.


� Allerdings fehlt dagegen völlig eine Formulierung zu einem einheitlichen Bekenntnis oder zu Glaubensfragen und -aussagen.


� Vgl. RWKO, § 38.


� RKO, Nachwort.


� Auf diese Klausel baut auch König Friedrich Wilhelm III. von Preußen seine Präsenz in der RWKO und rechtfertigt sie damit.


� Mit der Einschränkung, dass die Generalsynode nicht an ihre Beschlüsse gebunden ist und anstelle der Generalsynodalprotokolle die Kirchenordnung verlesen wird, vgl. RKO, § 89.


� K. Rieker, Grundsätze, 167.


� Ebd.


� Ebd.


� Ebd.


� Mit „lutherisch“ ist hier die kirchliche Verwaltung duch staatliche Leitungsorgane gemeint.


� W. H. Neuser, Grundriß, 165.


� Dass sich die RWKO in ihrer festgelegten und veröffentlichten Form nicht allgemeiner Akzeptanz erfreut, zeigt die Diskussion um ihre Revision bereits auf der ersten Provinzialsynode 1835. Mehrere Mängel werden benannt, darunter die Vollmacht des Königs, die Kirchenordnung ändern zu können, das Fehlen einer ständigen Vertretung der Synoden, die nur alle drei Jahre zusammentreten und die mangelnde Kompetenz der Provinzialsynoden gegenüber den Kreissynoden, vgl. ebd.


� RKO, § 53.


� K. Rieker, Grundsätze, 96.


� Vgl. 1 Tim 5,17-25, Tit 1,5-9, 1 Petr 5,1-4. Vgl. ebenso die biblische Begründung der Armenpfleger und Diakone in 1 Tim 3,8-13.


� K. Rieker, Grundsätze, 96.


� RWKO, § 5.


� K. Rieker, Grundsätze, 135.


� Vgl. a.a.O., 134f, 141f, 144.


� Vgl. RWKO, §§ 18ff.


� Diese Bestimmung gilt allerdings nür für Gemeinden mit mehr als 200 Mitgliedern, vgl. RWKO, § 8.


� Vgl. RKO, § 54.


� K. Rieker, Grundsätze, 144.


� A.a.O., 148, vgl. auch RKO, § 56.


� Vgl. ebd. Dass jährlich die Hälfte der Ältesten aus dem Presbyterium ausscheidet hat zur Folge, dass im Grunde genommen jedes Gemeindeglied wenigstens einmal im Presbyterium mitwirkt, vgl. a.a.O., 


§ 57. Anders sieht es in der RWKO (§ 8) aus: Die Mitglieder des Presbyteriums werden je nach Gemeindegröße auf zwei oder vier Jahre gewählt, was bedeutet, dass keineswegs jede Person den Dienst eines Ältesten innehat und auch keinen Beitrag für seine Gemeinde zu leisten braucht.


� K. Rieker, Grundsätze, 155.


� Vgl. RWKO, §§ 9, 10.


� Vgl. a.a.O., § 147 (= 12. Abschnitt).


� Vgl. K. Rieker, Grundsätze, 157.


� Vgl. RKO, §§ 39-41, 59-61 und vgl. RWKO, §§ 17, 65.


� Vgl. RWKO, § 130.


� Vgl. a.a.O., § 138.


� Vgl. RKO, §§ 152, 154.


� A.a.O., § 142.


� RWKO, § 114.


� Ebd., Absatz 1.


� W. – D. Hauschild, LKDG2, 587.





